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Vorbemerkung 
Zur Unterstützung unserer redaktionellen Arbeit nutzen wir punktuell moderne KI-Werkzeuge – beispielsweise für Recher-
cheerleichterungen oder die Textaufbereitung. Die inhaltliche Auswahl, Bewertung und Formulierung erfolgen jedoch aus-
schließlich durch unser Team. 
 
Dabei gehen wir mit großer Sorgfalt vor. Dennoch übernimmt die Risolva GmbH keine Haftung für die Richtigkeit und Aktuali-
tät der Angaben, Hinweise und Ratschläge. Aus etwaigen Folgen können deswegen keine Ansprüche gegenüber der Risolva 
GmbH geltend gemacht werden. Die Verwendung des Risolva Infobriefs entbindet in keinem Fall von der Verpflichtung, sich 
selbst umfassend über die geltenden Rechtsvorschriften zu informieren und diese vollumfänglich umzusetzen.  
 

Teil 1 - In aller Kürze 

 Sofern nichts anderes vermerkt ist, ändern Sie bitte bei den nachfolgenden Rechtsvorschriften nur das Datum in Ihrem 
Rechtsverzeichnis. 
 
 

Abfall 

  Änderung: Verordnung (EU) 2024/1157 »Abfallverbrin-
gungsverordnung« 
vom 08.07.2026 

 

Die Änderung erfolgt mit der Verordnung (EU) 2026/1703. Die 
Ausfuhr zur Verwertung bestimmter gemischter Siedlungsab-
fälle war bislang generell verboten. Vom Verbot ist nun die 
Schweiz ausgenommen. 
 
 

  Änderung: KrWG »Kreislaufwirtschaftsgesetz« 
vom 13.07.2026 

Folgeänderung aufgrund des VerpackDG (siehe unten). 
 
 
 

  Aufgehoben: VerpackG »Verpackungsgesetz« 

  Neu: VerpackDG »Verpackungsrecht-Durchführungsge-
setz« 
vom 13.07.2026 

 
 

 Produktrecht: 
Zum 12.08.2026 wird das VerpackG aufgehoben und durch 
das neue VerpackDG ersetzt. Tauschen Sie also die Gesetze in 
Ihrem Rechtsverzeichnis aus.  
 
Das VerpackDG regelt die konkrete Umsetzung der unmittel-
bar geltenden EU-Verpackungsverordnung (PPWR) in 
Deutschland. Es enthält damit spezifische administrative Re-
gelungen, wie Anforderungen an zuständige Stellen, soge-
nannte »Systeme«, öffentliche Entsorgungsträger und nicht 
zuletzt Bußgeldvorschriften. 
 
Das Gesetz enthält auch ergänzende Anforderungen für Her-
steller sowie Regelungen für den Umgang mit Verpackungs-
abfällen in Gewerbe und Industrie. Diese müssten Ihnen aber 
größtenteils aus dem alten Verpackungsgesetz bekannt vor-
kommen. 

https://www.risolva.de/
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/eu/24b/24b_1157gs.htm
https://eur-lex.europa.eu/search.html?DTA=2026&SUBDOM_INIT=ALL_ALL&DB_TYPE_OF_ACT=regulation&DTS_SUBDOM=ALL_ALL&typeOfActStatus=REGULATION&DTS_DOM=ALL&or0=DN-old%3D32026*1703*%2CDN-old%3D52026*1703*%2C&type=advanced&excConsLeg=true&qid=1784022771781&DTN=1703
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/krwg_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/verpack.vo/verpackdg_ges.htm
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Es gab auch diverse Verschärfungen gegenüber dem alten 
VerpackG. So brauchen zum Beispiel Hersteller von nicht sys-
tembeteiligungspflichtigen Verpackungen (Transportverpa-
ckungen, Umverpackungen oder gewerbliche Verkaufsverpa-
ckungen, o.ä.) nun eine förmliche Zulassung durch die Zent-
rale Stelle Verpackungsregister (ZSVR). Dafür muss ein An-
trag gestellt werden. Sie müssen außerdem eine insolvenz-
feste Sicherheit zur Deckung von Entsorgungskosten leisten 
(§ 19). 
 

  Beachten Sie den § 68 mit umfangreichen Übergangsvor-
schriften.  
 
Die einzige Betreiberpflicht zur getrennten Sammlung von 
Verpackungen ist ebenfalls erhalten geblieben. Sie finden 
diese im § 38. 
 

  Die (stark gekürzten) Herstellerpflichten* und die eine Be-
treiberpflicht finden Sie im Teil 2 des Infobriefs.  
* Zur Frage, wer Hersteller ist, verweisen wir auf die Begriffsdefinition aus Ar-

tikel 3 Absatz 1 Nr. 15 der EU-Verpackungsverordnung.  
 
 

  Änderung:  
AbfAEV »Anzeige- und Erlaubnisverordnung« 
AbfBeauftrV »Abfallbeauftragtenverordnung« 
EfbV »Entsorgungsfachbetriebeverordnung« 
GewAbfV »Gewerbeabfallverordnung« 
vom 13.07.2026 

 

Folgeänderungen aufgrund des VerpackDG.  
 
 
 
 
 
 
 

  Änderung: BioAbfV »Bioabfallverordnung« 
vom 13.07.2026 

 

In Anhang 1 Nummer 1 Buchstabe a wird die Zeile 32 zu Ge-
mischten Siedlungsabfällen (20 03 01) neu gefasst. 
 
 

Baurecht 

  Änderung: BauGB »Baugesetzbuch« 
vom 22.06.2026 

 

Die Änderungen resultieren aus dem Gesetz zur Digitalisie-
rung des Vollzugs von Immobilienverträgen, der gerichtlichen 
Genehmigungen von notariellen Rechtsgeschäften und der 
steuerlichen Anzeigen der Notare. 
 
 

  Änderung: BbgBO »Brandenburgische Bauordnung« 
vom 29.06.2026 

 

Die Änderungen sind sehr umfangreich. Unter anderem be-
treffen sie die folgenden Sachverhalte: 

• Begriffsbestimmungen in § 2 

• Abstandsflächen, Abstände in § 6. 

https://www.risolva.de/
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/eu/25a/25a_0040gs.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/abfaev_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/abfbeauftr_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/ebv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/gewabfv_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/abfall/krwabfg/kreis.vo/bioabfv_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/baugb/baugb_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/bbg/bo_ges.htm
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• Wegfall des § 9, wonach bauliche Anlagen nicht verunstal-
tend wirken dürfen 

• Aufhebung der Formulierung im § 10, dass besondere Be-
lange von Menschen mit Behinderung angemessen zu be-
rücksichtigen sind. 

• Bauprodukte 

• Brandwände, Dächer, Rettungswege, Treppen, Flure, Auf-
züge, Leitungsanlagen, Feuerungsanlagen (Erweiterung 
auf Energiebereitstellung), Aufenthaltsräume etc. 

• Wegfall des § 32a »Photovoltaikanlagen für die Stromer-
zeugung auf Dächern« 

• Änderungen an vielen Paragrafen des Abschnitts 2 zur Ge-
nehmigungspflicht und der Genehmigungsfreiheit 

 

  Machen Sie sich im Einzelfall mit den für Sie relevanten 
Änderungen vertraut. 
 
 

  Änderung: BauO LSA »Bauordnung Sachsen-Anhalt« 
vom 17.06.2026 

 
 
 
 

  Änderung: LBauO MV »Bauordnung Mecklenburg-Vor-
pommern« 
vom 08.07.2026 

 

 
 
 
 
 

Emissionen/Immissionen 

  Änderung: BImSchG »Bundes-Immissionsschutzgesetz« 
vom 18.06.2026 

 

Betrifft die Zuständigkeiten des Umweltbundesamts. 
 
 
 

  Neufassung: EHV 2030 »Emissionshandelsverordnung 
2030« 
vom 10.07.2026 

 

Die Verordnung trat am 15. Juli 2026 in Kraft. Gleichzeitig trat 
die Vorgängerversion außer Kraft. Die Verordnung enthält - 
wie die Vorgängerversion - keine eigenständigen Betreiber-
pflichten, führt aber die bestehenden Regelungen (TEHG) aus 
bzw. präzisiert und ergänzt sie. 
 

  Machen Sie sich also für Ihren jeweiligen Anwendungsfall 
mit den Sachverhalten aus der Verordnung vertraut. 
 
 

  Änderung: LImSchG Bln »Landes-Immissionsschutzge-
setz Berlin« 
vom 25.05.2026 

Änderungen betreffen das Gaststättengewerbe. 
 
 

https://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/lsa/bo_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/laender/mv/bo_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/bimschg/bimschg_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/ehv2030_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/luft/laender/bln/lim_ges.htm
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Energie 

  Änderung: EnVKG »Energieverbrauchskennzeichnungs-
gesetz« 
vom 22.06.2026 

 

 Produktrecht: 
Die Änderungen erfolgen im Zuge des neuen Ökodesignge-
setzes (siehe in der Rubrik Umwelt), das im Wesentlichen an 
die Stelle des bisherigen Energieverbrauchskennzeichnungs-
gesetzes tritt. 
 
Das nunmehr verbleibende EnVKG enthält Vorgaben zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 2017/1369. Die Änderun-
gen setzen dabei notwendige redaktionelle Aktualisierungen 
um, die sich vor allem aus Änderungen im EU-Recht ergeben 
und deren Implementierung wichtig für einen wirksamen Voll-
zug durch die nationalen Marktüberwachungsbehörden ist. 
Quelle: Gesetzentwurf Drucksache 21/5141 
 
Die Änderungen gelten ab dem 01.11.2026. 
 
 

  Änderung: EVPG »Energieverbrauchsrelevante-Produkte-
Gesetz« 
vom 22.06.2026 

 

 Produktrecht: 
Das Gesetz wird mit Ablauf des 31. Oktober 2026 außer Kraft 
treten. Löschen Sie es zu gegebener Zeit aus Ihrem Rechts-
verzeichnis. 
 
 

  Änderung: GEG »Gebäudeenergiegesetz« 
vom 22.06.2026 

 

Die in § 71 Absatz 8 Satz 1, 3 und 4 genannte Frist 30.06.2026 
wird verlängert auf den 31.10.2026. Die Frist bezieht sich auf 
den Austausch von Heizungsanlagen, die nicht den Anforde-
rungen des GEG entsprechen (65%-Vorgabe). Die Verlänge-
rung war notwendig geworden, weil das geplante Gebäude-
modernisierungsgesetz, mit dem diese Vorgabe gekippt wor-
den wäre, zu diesem Zeitpunkt noch nicht veröffentlicht war.  
 

  Die Veröffentlichung des Gebäudemodernisierungsgeset-
zes ist am 28.07.2026 (also nach unserem Redaktionsschluss 
am 21.07.2026) erfolgt. Im Infobrief August werden wir dann 
die Neuerungen aufbereiten. Bis dahin verweisen wir auf den 
Beitrag im Kapitel »Ausblick« und wer gar nicht warten will, 
findet die Synopse bei buzer.de. 
 
 
 
 
 

https://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/envkg_gs.htm
https://dserver.bundestag.de/btd/21/051/2105141.pdf
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/enebpg_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/geg_ges.htm
https://www.buzer.de/gesetz/14072/v340642-2026-07-29.htm
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Gefahrstoffe 

  Neufassung: TRGS 524 »Schutzmaßnahmen für Tätigkei-
ten in kontaminierten Bereichen« 
vom 02.03.2026, veröffentlicht am 17.07.2026 

 
 

  Gemäß den Begriffsbestimmungen sind kontaminierte Bereiche 
Standorte (Liegenschaften, Grundstücke), bauliche oder technische 
Anlagen, Produktionsanlagen, Ablagerungen, Gegenstände, Boden, 
Wasser und Luft, die über eine gesundheitlich unbedenkliche Grund-
belastung hinaus mit Gefahrstoffen verunreinigt sind oder für die 
aufgrund der Bau- oder Nutzungsgeschichte des Objektes ein ent-
sprechender Verdacht vorliegt. 

 

Die TRGS 524 wurde redaktionell und inhaltlich überarbeitet; 
wesentliche Punkte der Überarbeitung betreffen 

• die Anpassung der Maßnahmen des Auftraggebers in der 
Planungsphase an die besonderen Mitwirkungs- und Infor-
mationspflichten des Veranlassers,  

• die Konkretisierung der Informationsermittlung des Ar-
beitgebers im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung,  

• sowie die Einbindung der Akzeptanz- und Toleranzkon-
zentrationen für krebserzeugende Gefahrstoffe gemäß 
TRGS 910 

 

  Wie schon die Neufassung der TRGS 521 zu Tätigkeiten 
mit alter Mineralwolle (siehe Infobrief vom Mai 2026), enthält 
auch diese TRGS Regelungen für denjenigen, der diese Tätig-
keiten beauftragt.  
 
Prüfen Sie also bitte, ob deshalb diese TRGS für Sie nun zu-
treffend ist oder im Falle von Baumaßnahmen zumindest zu-
treffend sein könnte und nehmen Sie die Rechtsvorschrift ggf. 
neu in Ihr Rechtsverzeichnis auf.  
 

  Die Betreiberpflichten  

• desjenigen, der derartige Tätigkeiten beauftragt und  

• desjenigen, der diese Arbeiten ausführt 
finden Sie in Teil 2 des Infobriefs. 
 
 

  Änderung: TRGS 529 »Tätigkeiten bei der Herstellung 
von Biogas« 
vom 01.06.2026, veröffentlicht am 17.07.2026 

 

Da keiner unserer Kunden in den Geltungsbereich dieser 
TRGS fällt, verzichten wir an dieser Stelle auf die Aufberei-
tung der Inhalte. Bei der BAuA finden Sie die Änderungen in 
einem Dokument zusammengefasst. 
 
 

  Neufassung: TRGS 619 »Substitution für Produkte aus 
Aluminiumsilikatwolle« 
vom 27.04.2026, veröffentlicht am 29.06.2026 

  Nur zur Information: 
Die TRGS enthält keine Betreiberpflichten und auch keine ma-
teriellen Anforderungen. Wir führen diese deshalb nicht in den 
Rechtsverzeichnissen unserer Kunden. Sie unterstützt viel-
mehr den Unternehmer bei der Pflicht, gefährliche Stoffe 
durch weniger kritische zu ersetzen - in diesem Fall im Hin-
blick auf Produkte aus Aluminiumsilikatwolle.  
 
 
 

https://www.risolva.de/
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trgs/trgs500/524_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trgs/trgs500/529_ges.htm
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-529
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trgs/trgs600/619_ges.htm
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Sicherheit 

  Änderung: MÜG »Marktüberwachungsgesetz« 
vom 22.06.2026 

 

  Nur zur Information: 
Es wurden Querbezüge zum neuen ÖkodesignG und dem ge-
änderten EnVKG aufgenommen. Zur Erinnerung: Das Gesetz 
richtet sich an Behörden. 
 
 

  Änderung: BKV »Berufskrankheiten-Verordnung« 
vom 16.07.2026 

 

In Anlage 1 wird nach Nummer 1321 die folgende Nummer 
1322 eingefügt: »1322 Parkinson-Syndrom durch langjährig, 
häufig und selbst angewendete Pestizide«. 
 
 

  Änderung: TRBS 1115 »Sicherheitsrelevante Mess-, 
Steuer- und Regeleinrichtungen« 
vom 16.04.2026, veröffentlicht am 29.06.2026 

 

Neu eingefügt wurde der Anhang E »Festlegung von Interval-
len für regelmäßige Funktionskontrollen sicherheitsrelevanter 
MSR-Einrichtungen auf Basis individualisierter Prüfpläne«. 
 
Dementsprechend wurde der Abschnitt 8.3.4 geändert. Er lau-
tet nun: 
»Die sicherheitstechnischen Anforderungen an die sicherheitsre-
levante MSR-Einrichtung sind neu zu bewerten, wenn 
1. das Schutzkonzept geändert wird oder 
2. die Intervalle für Prüfungen und Kontrollen von bereits in 

Betrieb befindlichen sicherheitsrelevanten MSR-Einrichtun-
gen erstmalig auf Basis individualisierter Prüfpläne gemäß 
Anhang E festgelegt werden.« 

 

  Übernehmen Sie den Abschnitt in Ihr Rechtsverzeichnis 
bzw. tauschen Sie ihn gegen den alten Abschnitt aus und be-
achten Sie die Regelungen, wenn Sie von den neuen Möglich-
keiten Gebrauch machen wollen. 
 
 

Umwelt allgemein 

  Neu: ÖkodesignG »Ökodesign-Gesetz« 
vom 22.06.2026 

 

 Produktrecht - nur zur Hintergrundinformation: 
Das Gesetz gilt ab dem 1. November 2026. Es zielt einerseits 
auf das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme, die Bereitstel-
lung auf dem Markt und das Ausstellen von Ökodesign-Pro-
dukten nach der Ökodesign-Richtlinie (RL 2009/125/EG). Das 
ist geregelt in den Abschnitten 1, 2 und 4. 
 
Ferner dient das Gesetz zur Durchführung der EU-Ökodesign-
Verordnung (Verordnung 2024/1781). Dazu finden sich Rege-
lungen in den Abschnitten 1, 3 und 4. 
 
Vom Gesetz erfasst sind nur Produkte, für die Rechtsakte er-
lassen wurden. Also aktuell für die Produkte, die bereits nach 

https://www.risolva.de/
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/produkte/mueg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/arbeitss/arbeitsrecht/bkv_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/t_regeln/trbs/1115_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/energie/oekodesigng_ges.htm
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den bisherigen Ökodesign-Regelungen erfasst waren, wie 
PKW, energiebetriebene bzw. energieverbrauchsrelevante 
Produkte (z. B. Haushaltsgeräte, Heizungen, Beleuchtung 
etc.), Reifen. Sukzessive sollen allerdings weitere Rechtsakte 
für »nachhaltige Produkte« auf Basis der EU-Ökodesign-Ver-
ordnung erlassen werden.  
 

  Die (stark gekürzten) Herstellerpflichten finden Sie zu Ih-
rer Orientierung in Teil 2 des Infobriefs. 
 

  Hinweis:  
Da wir auf Betreiberpflichten spezialisiert sind, fällt Produkt-
recht nicht unter unsere Expertise. Wir berichten im Rahmen 
des Infobriefs also nicht über derartige Rechtsakte. Bitte stel-
len Sie anderweitig sicher, dass Sie über die Ihre Produkte be-
treffenden Entwicklungen informiert sind. 
 
 

  Änderung: UStatG »Umweltstatistikgesetz« 
vom 13.07.2026 

 

Folgeänderung aufgrund des VerpackDG. 
 
 
 

  Neu: KlVG MV »Klimaverträglichkeitsgesetz Mecklen-
burg-Vorpommern« 
vom 08.07.2026 

 
Hinweis: Das Gesetz ist in umwelt-online noch nicht eingestellt. 

 

Das Gesetz richtet sich nicht an Unternehmen. Sie brauchen 
es also nicht in Ihr Rechtsverzeichnis aufzunehmen. Gleich-
wohl können die daraus abgeleiteten Maßnahmen indirekt 
Einfluss auf Ihr Unternehmen haben. 
 
 
 

  Änderung: LBodSchG MV »Landes-Bodenschutzgesetz 
Mecklenburg-Vorpommern« 
vom 08.07.2026 

 

Der § 1 »Vorsorgegrundsatz« lautet nun: 
»(1) Alle, die auf Boden einwirken oder beabsichtigen, auf Boden einzuwir-
ken, haben sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen, insbe-
sondere bodenschädigende Prozesse, nicht hervorgerufen werden. Dies gilt 
insbesondere für Böden, die mit ihrer natürlichen Funktion zur Bindung und 
Speicherung von Kohlenstoff (Senken- und Speicherfunktion) einen herausra-
genden Beitrag zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel 
leisten können. 
 
(2) Mit Boden ist sparsam und schonend umzugehen. Böden, denen natürli-
che Funktionen mit besonderer Bedeutung als Kohlenstoffspeicher und -
senke sowie Puffer oder Stoffumwandlungseigenschaft zukommen, sind vor 
schädlichen Eingriffen in den Boden zu schützen.« 

 
Am § 2 »Mitteilungs-, Mitwirkungs-, Auskunfts- und Dul-
dungspflichten« gab es keine Änderungen. 
 
 

  Änderung: NBodSchG »Niedersächsisches Bodenschutz-
gesetz« 
vom 23.06.2026 

Die Änderung betrifft Zuständigkeiten. 
 
 

https://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/ustat_gs.htm
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/jlr-NNLMV0000B5FB
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/boden/laender/mv/bschg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/boden/laender/nds/bschg_gs.htm
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  Änderung: NNatSchG »Niedersächsisches Naturschutz-
gesetz« 
vom 23.06.2026 

 

 
 
 
 
 

  Änderung: UVPG NW »Umweltverträglichkeitsgesetz 
Nordrhein-Westfalen« 
vom 22.06.2026 

 

Die Änderung betrifft nur öffentliche Vorhaben. 
 
 
 
 

Wasser / Abwasser 

  Änderung: HmbAbwG »Hamburgisches Abwassergesetz« 
vom 08.07.2026 

 

 
 
 
 

  Änderung: NWG »Niedersächsisches Wassergesetz« 
vom 23.06.2026 

 

Die Änderungen betreffen keine Paragrafen zur betrieblichen 
Wasserwirtschaft. Gleichwohl können die umfangreichen Än-
derungen dennoch Auswirkungen haben. Betroffen von den 
Änderungen sind auch folgende Paragrafen: 

• § 86 Erlaubnisfreie Benutzungen des Grundwassers 

• § 88a Progressive Staffelung von Wasserversorgungsge-
bühren 

• § 92 Besondere Anforderungen in Wasserschutzgebieten 

• § 96 Pflicht zur Abwasserbeseitigung (richtet sich an Ge-
meinden mit der Option bestimmte Sachverhalte per Sat-
zung zu regeln) 

• § 96a Kosten der Abwasserbeseitigung 

• § 116a Hochwasserschutzregister 

• § 122a Duldung von Messstellen 

• § 133 Ordnungswidrigkeiten 
 
 

Sonstiges 

  Änderung: BDSG »Bundesdatenschutzgesetz« 
vom 03.07.2026 

 

Die Änderungen betreffen den  

• § 62 »Auftragsverarbeitung«: 
(6) Der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument nach 
Absatz 5 ist schriftlich oder in Textform abzufassen. 

• § 70 »Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten«: 
(1) Der Verantwortliche hat ein Verzeichnis aller Katego-
rien von Verarbeitungstätigkeiten zu führen, die in seine 
Zuständigkeit fallen. Dieses Verzeichnis hat die folgenden 
Angaben zu enthalten: […] 
1. wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Lö-

schung oder die Überprüfung der Erforderlichkeit der 

https://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/natursch/laender/nds/lg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/laender/nrw/uvpg.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/laender/hh/abwg_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/wasser/laender/nds/lwg_ges.htm
https://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/bdsg_ges.htm
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Speicherung der verschiedenen Kategorien personen-
bezogener Daten und 

2. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der tech-
nischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß § 
64. 

 
 

  Änderung: BGB »Bürgerliches Gesetzbuch« 
vom 02.07.2026 

 

 
 
 
 

  Änderung: GewO »Gewerbeordnung« 
vom 18.06.2026, veröffentlicht am 24.06.2026 

 

 

 
 
 
 

https://www.risolva.de/
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/bgb/b1_ges.htm
http://www.umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/gew_ges.htm
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Teil 2 - Aktuelles für den Betreiber 

  Neu: VerpackDG »Verpackungsrecht-Durchführungsgesetz«, vom 13.07.2026 

§ 1 Anwendungsbereich 
Dieses Gesetz ist anzuwenden auf Verpackungen im Anwendungsbereich der 
Verordnung (EU) 2025/40. 
 
 
§ 5 Beauftragung Dritter und Bevollmächtigung 
(1) Die nach der [EU-Verpackungsverordnung] sowie nach diesem Gesetz Ver-
pflichteten können Dritte mit der Erfüllung ihrer Pflichten beauftragen; […] 
 
 
§ 6 Registrierung; […] 
(1) Hersteller sind verpflichtet, sich […] vor dem erstmaligen Bereitstellen […] 
bei der Zentralen Stelle Verpackungsregister registrieren zu lassen. Hersteller 
haben Änderungen von Registrierungsdaten sowie die dauerhafte Aufgabe der 
Herstellertätigkeit der Zentralen Stelle Verpackungsregister unverzüglich mit-
zuteilen. […] 
 
(3) Die erstmalige Registrierung sowie Änderungsmitteilungen nach Absatz 1 
haben über das auf der Internetseite der Zentralen Stelle Verpackungsregister 
zur Verfügung gestellte elektronische Datenverarbeitungssystem zu erfolgen. 
 
 
§ 7 Systembeteiligungspflicht 
(1) Hersteller von systembeteiligungspflichtigen Verpackungen haben sich mit 
diesen Verpackungen zur Gewährleistung der flächendeckenden Rücknahme 
vor der Bereitstellung […] im Bundesgebiet an einem oder mehreren Systemen 
zu beteiligen. […] 
 
 
§ 8 Branchenlösungen 
(1) Die Systembeteiligungspflicht eines Herstellers […] entfällt, soweit er die 
von ihm im Bundesgebiet bereitgestellten systembeteiligungspflichtigen Ver-
packungen bei vergleichbaren Anfallstellen […], die von ihm entweder selbst 
oder durch zwischengeschaltete Vertreiber in nachprüfbarer Weise beliefert 
werden, durch eine Branchenlösung unentgeltlich zurücknimmt und einer Ver-
wertung entsprechend den Anforderungen […] zuführt. 
 
 
§ 9 Datenmeldungen 
(1) Hersteller […] sind verpflichtet, die im Rahmen einer Systembeteiligung 
getätigten 
Angaben zu den Verpackungen unverzüglich nach Übermittlung an das System 
auch der Zentralen Stelle Verpackungsregister […] zu übermitteln […]. […] 
 
 

  Nebenstehend finden Sie die 
(stark gekürzten) Herstellerpflichten 
sowie die eine Betreiberpflicht, die 
das Gesetz enthält. Übernehmen Sie 
die für Sie relevanten Paragrafen in 
Ihr Rechtsverzeichnis. 
 
Beachten Sie bitte, dass die jeweili-
gen Paragrafen auch eine Vielzahl 
von Regelungen zur Ausgestaltung 
enthalten, die hier nicht abgebildet 
sind, die es aber ebenfalls zu beach-
ten gilt. 
 
Darüber hinaus enthält das Gesetz 
administrative Regelungen zum Um-
gang mit Verpackungen in Deutsch-
land, die natürlich indirekt relevant 
sein können, nicht zuletzt Übergangs-
vorschriften und Sanktionen. Beach-
ten Sie bitte auch diese. 

https://www.risolva.de/
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§ 10 Vollständigkeitserklärungen 
(1) Hersteller nach § 7 Absatz 1 Satz 1 sind verpflichtet, jährlich bis zum 15. Mai 
eine Vollständigkeitserklärung zu hinterlegen. […] 
 
 
§ 11 Ausnahmen von der Systembeteiligungspflicht 
Die §§ 7 bis 10 gelten nicht für Hersteller von 
1. wiederverwendbaren Verpackungen, deren tatsächliche Rücknahme und 

Wiederverwendung durch ein bestehendes Wiederverwendungssystem 
ermöglicht wird, 

2. Einweggetränkeverpackungen, die […] der Pfandpflicht unterliegen, 
3. Verkaufsverpackungen schadstoffhaltiger Füllgüter oder 
4. Verpackungen, die nachweislich nicht im Bundesgebiet an Endabnehmer 

abgegeben werden. 
 
 
§ 12 Beschränkungen der Bereitstellung bestimmter Verpackungen 
[…] (3) Verpackungen sind so zu entwickeln, herzustellen und zu vertreiben, 
dass Verpackungsvolumen und -masse auf das Mindestmaß begrenzt werden, 
das zur Gewährleistung der erforderlichen Sicherheit und Hygiene der zu ver-
packenden Ware und zu deren Akzeptanz durch den Verbraucher angemessen 
ist. […] 
 
 
§ 19 Zulassung von Herstellern 
(1) Hersteller von nicht systembeteiligungspflichtigen Verpackungen und Ver-
packungen […] sind verpflichtet, sich […] vor dem erstmaligen Bereitstellen 
durch die Zentrale Stelle Verpackungsregister zur Erfüllung ihrer erweiterten 
Herstellerverantwortung zulassen zu lassen. […] 
 
(4) Der Hersteller leistet gegenüber der Zentralen Stelle Verpackungsregister 
eine angemessene, insolvenzfeste Sicherheit zur Deckung der Kosten im Zu-
sammenhang mit den Abfallbewirtschaftungstätigkeiten, die der Hersteller im 
Fall der Nichteinhaltung der Verpflichtungen der erweiterten Herstellerverant-
wortung auch bei der endgültigen 
Einstellung des Betriebs oder im Insolvenzfall zu tragen hat. 
 
(5) Der Antrag auf Zulassung sowie Änderungsmitteilungen haben über das auf 
der Internetseite der Zentralen Stelle Verpackungsregister zur Verfügung ge-
stellte elektronische Datenverarbeitungssystem zu erfolgen. […] 
 
 
§ 38 Getrennte Sammlung 
Restentleerte Verpackungen, die in privaten Haushaltungen oder bei vergleich-
baren Anfallstellen als Abfall anfallen, sind einer vom gemischten Siedlungsab-
fall getrennten Sammlung nach den nachfolgenden Vorschriften dieses Kapi-
tels zuzuführen. Die Vorgaben nach der Gewerbeabfallverordnung bleiben un-
berührt. […] 
 

https://www.risolva.de/
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§ 39 Pflichten der Hersteller und Vertreiber zur Rücknahme und Verwertung 
(1) Hersteller und in der Lieferkette nachfolgende Vertreiber sind verpflichtet, 
folgende gebrauchte, restentleerte Verpackungen der gleichen Art, Form und 
Größe wie die von ihnen im Bundesgebiet bereitgestellten am Ort der tatsäch-
lichen Übergabe oder in dessen unmittelbarer Nähe getrennt von übrigen Ab-
fällen zu sammeln und unentgeltlich zurückzunehmen: 
1. Transportverpackungen, die nicht […] systembeteiligungspflichtig sind, 
2. Verkaufs- und Umverpackungen, die nicht […] systembeteiligungspflichtig 

sind, 
3. Primärproduktionsverpackungen, die nicht […] systembeteiligungspflich-

tig sind, 
4. systembeteiligungspflichtige Verpackungen, für die wegen Systemunver-

träglichkeit […] eine Systembeteiligung nicht möglich ist, 
5. Verkaufsverpackungen schadstoffhaltiger Füllgüter und 
6. wiederverwendbare Verpackungen […]. 
 
Für Endvertreiber beschränkt sich die Rücknahmepflicht […] auf Verpackun-
gen, die von solchen Waren stammen, die der Vertreiber in seinem Sortiment 
führt. Endvertreiber von Verpackungen […] müssen die Endabnehmer durch 
geeignete Maßnahmen in angemessenem Umfang über die Rückgabemöglich-
keit und deren Sinn und Zweck informieren. Im Rahmen wiederkehrender Be-
lieferungen kann die Rücknahme auch bei einer der nächsten Anlieferungen 
erfolgen. Hersteller und in der Lieferkette nachfolgende Vertreiber können 
untereinander sowie mit den Endabnehmern, sofern es sich bei diesen nicht um 
Verbraucher handelt, abweichende Vereinbarungen über den Ort der Rück-
gabe und die Kostenregelung treffen. 
 
(2) Ist einem Hersteller oder in der Lieferkette nachfolgenden Vertreiber von 
Verpackungen […] eine umwelt- und gesundheitsverträgliche Rücknahme am 
Ort der tatsächlichen Übergabe oder in dessen unmittelbarer Nähe nicht mög-
lich, kann die Rücknahme auch in einer zentralen Annahmestelle erfolgen, 
wenn diese in einer für den Rückgabeberechtigten zumutbaren Entfernung 
zum Ort der tatsächlichen Übergabe liegt und zu den geschäftsüblichen Öff-
nungszeiten des Vertreibers zugänglich ist. Endvertreiber von Verpackungen 
[…] müssen die Verbraucher durch deutlich erkennbare und lesbare Schriftta-
feln in der Verkaufsstelle und im Fernabsatz durch andere geeignete Maßnah-
men auf die Rückgabemöglichkeit hinweisen. 
 
(3) Hersteller und in der Lieferkette nachfolgende Vertreiber, die Verpackungen 
[…] zurücknehmen […], sind verpflichtet, die Verpackungen einer Wiederver-
wendung oder einer Verwertung nach den Anforderungen […] zuzuführen. […] 
Hierzu sind jährlich bis zum 15. Mai die im vorangegangenen Kalenderjahr im 
Bundesgebiet bereitgestellten […] sowie die zurückgenommenen und verwer-
teten Verpackungen in nachprüfbarer Form zu dokumentieren. […] Zur Bewer-
tung der Richtigkeit und Vollständigkeit der Dokumentation sind geeignete 
Mechanismen zur Selbstkontrolle einzurichten. Die Dokumentation ist der zu-
ständigen Landesbehörde […] auf Verlangen vorzulegen. Die Übertragung der 
erweiterten Herstellerverantwortung […] ist der Zentralen Stelle 
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Verpackungsregister unter Nennung der beauftragten sonstigen Organisatio-
nen für Herstellerverantwortung unverzüglich elektronisch zu übermitteln. 
 
(4) Hersteller und in der Lieferkette nachfolgende Vertreiber von Verpackun-
gen […] sind verpflichtet, die finanziellen und organisatorischen Mittel vorzu-
halten, um ihren Pflichten nach dieser Vorschrift nachzukommen. Sie haben 
zur Bewertung ihrer Finanzverwaltung, die auch die finanziellen Mittel zur Er-
füllung ihrer Pflichten nach dieser Vorschrift […] umfassen muss, geeignete 
Mechanismen zur Selbstkontrolle einzurichten. 
 
(5) Falls kein System eingerichtet ist, gelten die Rücknahmepflicht […], die Hin-
weispflicht […] sowie die Pflichten […] in Bezug auf systembeteiligungspflich-
tige Verpackungen entsprechend. […] 
 
 
 
 

  Neufassung: TRGS 524 »Schutzmaßnahmen für Tätigkeiten in kontaminierten Bereichen«, 

vom 02.03.2026, veröffentlicht am 17.07.2026 

1 Anwendungsbereich 
(1) Diese TRGS gilt für Tätigkeiten in kontaminierten Bereichen einschließlich 
der erforderlichen vorbereitenden, begleitenden und abschließenden Arbeiten. 
Sie konkretisiert die in § 5a GefStoffV genannten Mitwirkungs- und Informati-
onspflichten des Veranlassers sowie die Informationsermittlung des Arbeitge-
bers im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung. Die TRGS beschreibt die Metho-
dik der Gefährdungsbeurteilung für Tätigkeiten in kontaminierten Bereichen 
sowie die Grundanforderungen an die Auswahl der Schutzmaßnahmen. Bran-
chen- oder tätigkeitsspezifische Lösungen, wie z.B. Informationen und Hand-
lungsanleitungen der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, LASI-Leitfä-
den und Schriften von Landesbehörden und Fachverbänden, sind als konkrete 
Hilfestellung zu betrachten, soweit sie sich auf diese TRGS als Grundlage bezie-
hen. [...] 
 
 
3 Allgemeine Grundsätze und Verantwortlichkeiten  
3.1 Allgemeines  
(1) Tätigkeiten in kontaminierten Bereichen dürfen erst dann aufgenommen 
werden, wenn eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt wurde. […] Auf 
Grundlage der Gefährdungsbeurteilung sind die erforderlichen Schutzmaßnah-
men festzulegen und umzusetzen. 
 
(2) Wird erst nach Aufnahme von Tätigkeiten, z.B. bei Bauarbeiten, erkannt, 
dass die Tätigkeiten in einem kontaminierten Bereich stattfinden, ohne dass 
dazu eine Gefährdungsbeurteilung inklusive Schutzmaßnahmen vorliegt, sind 
die Arbeiten unverzüglich einzustellen und dürfen erst dann wieder aufgenom-
men werden, wenn die Gefährdungsbeurteilung aktualisiert ist und die Schutz-
maßnahmen angepasst sind.  
 

  Nebenstehend finden Sie die Be-
treiberpflichten  

• desjenigen, der derartige Tätig-
keiten beauftragt und  

• desjenigen, der diese Arbeiten 
ausführt. 

 
Übernehmen Sie die für Sie relevan-
ten Regelungen in Ihr Rechtsverzeich-
nis. 
 
Beachten Sie bitte, dass die TRGS 
auch eine Vielzahl an Regelungen 
enthält, wie eine Gefährdungsbeur-
teilung durchzuführen ist, welche As-
pekte dabei unbedingt zu beachten 
sind, welche Schutzmaßnahmen als 
geeignet gelten, etc.  
 
Mehr als die Hälfte der TRGS besteht 
aus diversen Anhängen, zum Beispiel 
zum Ablaufplan »Gefährdungsbeur-
teilung« oder zur Fachkunde. Es gibt 
Arbeitshilfen, Checklisten und Mus-
ter. Alles interessante Quellen, um 
den Betreiberpflichten angemessen 
nachzukommen. 

https://www.risolva.de/
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(3) Grundlage der Gefährdungsbeurteilung sind die vom Auftraggeber zur Ver-
fügung gestellten Informationen und Unterlagen. 
 
(4) Sind die Gefährdungen nicht eindeutig zu beurteilen, muss von der höchst-
möglichen Gefährdung für die Beschäftigten ausgegangen werden.  
 
(5) [Die] Gefährdungsbeurteilung [darf] nur von fachkundigen Personen durch-
geführt werden. Verfügt der Arbeitgeber nicht selbst über die entsprechenden 
Kenntnisse, so hat er sich fachkundig beraten zu lassen. [...] 
 
 
3.2 Mitwirkungs- und Informationspflichten des Auftraggebers  
(1) Der Auftraggeber hat vor Beginn der Tätigkeiten dem ausführenden Unter-
nehmen alle ihm vorliegenden Informationen zur Verfügung zu stellen, die 
Auskunft darüber geben, ob entsprechend der Bau- und Nutzungsgeschichte 
des Objekts oder des Standortes Gefahrstoffe vorhanden oder zu vermuten 
sind. Dazu hat der Auftraggeber die ihm zugänglichen Unterlagen zu sichten 
und die auf dieser Grundlage gewonnenen Kenntnisse über das mögliche Vor-
handensein von Gefahrstoffen mitzuteilen […]. 
 
 
3.2.1 Arbeits- und Sicherheitsplan  
(1) Ergeben die dem Auftraggeber vorliegenden Informationen oder eine vom 
Auftraggeber veranlasste technische Erkundung, dass Gefahrstoffe zu vermu-
ten oder vorhanden sind, sollte bereits in der Planungsphase durch eine fach-
kundige Person ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzkonzept, nachfolgend 
Arbeits- und Sicherheitsplan (A+S-Plan) genannt, erstellt werden. […] 
 
(3) Die Gefährdungsabschätzung erfolgt auf Grundlage der erkundeten Gefahr-
stoffe sowie eines für die Ausführung der Arbeitsaufgabe gewählten Arbeits-
verfahrens. 
 
(4) Das im Rahmen der Erstellung des Arbeits- und Sicherheitsplans ausge-
wählte Arbeitsverfahren dient als Grundlage der Gefährdungsabschätzung und 
zur Ermittlung und Ausschreibung der erforderlichen Maßnahmen. Eine Festle-
gung des vom Auftragnehmer auszuführenden Arbeitsverfahrens ist damit 
nicht verbunden, die Auswahl des Arbeitsverfahrens obliegt allein dem Arbeit-
geber als Auftragnehmer.  
 
(5) Dem Auftraggeber dient der Arbeits- und Sicherheitsplan  
1. zur Dokumentation der Erkundung, der Gefährdungsabschätzung und zur 

Beschreibung der Schutzmaßnahmen,  
2. zur Ausschreibung von Einrichtungen und Maßnahmen des Arbeitsschut-

zes und des Schutzes Dritter […]. 
 
(7) Für das ausführende Unternehmen stellt der Arbeits- und Sicherheitsplan 
eine wichtige Grundlage für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung dar. 
 

Die Anforderungen an die Fachkunde 
sind hier und in Anlage 2A und 2B for-
muliert.  

https://www.risolva.de/
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(8) Der Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan nach Baustellenverordnung 
(SIGE-Plan) ersetzt bei Tätigkeiten in kontaminierten Bereichen nicht den Ar-
beits- und Sicherheitsplan. Ist nach Baustellenverordnung die Erstellung eines 
SIGE-Plans durch den Auftraggeber erforderlich, stellt der Arbeits- und Sicher-
heitsplan einen besonderen Bestandteil des SIGE-Plans dar. 
 
 
3.2.2 Maßnahmen im Rahmen der Ausschreibung 
[…] (2) Der Auftraggeber ist verantwortlich, dass für die Tätigkeiten nur Fach-
betriebe herangezogen werden, die über spezifische Fachkenntnisse für Tätig-
keiten in kontaminierten Bereichen, die erforderliche personelle und sicher-
heitstechnische Ausstattung sowie über entsprechende Erfahrungen verfügen. 
 
 
3.2.3 Maßnahmen bei der Ausführung  
(1) Ändern sich die im Arbeits- und Sicherheitsplan für die Gefährdungsab-
schätzung und Beschreibung der Maßnahmen herangezogenen Sachverhalte, 
ist der Arbeits- und Sicherheitsplan anzupassen und fortzuschreiben. […] 
 
(2) Im Hinblick auf die besonderen Gefahren bei Tätigkeiten in kontaminierten 
Bereichen hat der Auftraggeber zur Koordinierung der Tätigkeiten verschiede-
ner Arbeitgeber, zur Überwachung der Einhaltung der Schutzmaßnahmen so-
wie zur Anpassung der Maßnahmen bei veränderten Situationen eine geeig-
nete Person als Koordinator zu bestellen. […] 
 
 
3.3 Pflichten des Arbeitgebers  
3.3.1 Informationsermittlung und Gefährdungsbeurteilung 
(1) Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung hat der Arbeitgeber die vom Auf-
traggeber zur Verfügung gestellten Informationen auf Nachvollziehbarkeit, 
Schlüssigkeit und offensichtliche Fehler zu prüfen […].  
 
(2) Stellt der Auftraggeber für die Informationsweitergabe einen Arbeits- und 
Sicherheitsplan zur Verfügung, hat der Arbeitgeber zu prüfen, ob die darin be-
schriebenen Maßnahmen für eine sichere Durchführung der Arbeiten geeignet 
und ausreichend sind. […].  
 
(3) Kommt der Arbeitgeber zu dem Ergebnis, dass die im Arbeits- und Sicher-
heitsplan beschriebenen Schutzmaßnahmen zur sicheren Durchführung seiner 
Arbeiten geeignet sind, kann er das im Arbeits- und Sicherheitsplan beschrie-
bene Schutzkonzept in seine Gefährdungsbeurteilung übernehmen.  
 
(4) Reichen die vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Informationen für 
die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung nicht aus, hat der Arbeitgeber 
im Rahmen besonderer Leistungen weitere Informationen einzuholen. Erfor-
dert die weitere Informationsermittlung Kenntnisse, über die der Arbeitgeber 
nicht verfügt, hat er externen Sachverstand hinzuzuziehen. 
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3.3.2 Mitteilungs- und Aufzeichnungspflichten bei Tätigkeiten mit krebser-
zeugenden, keimzellmutagenen oder reproduktionstoxischen Gefahrstof-
fen der Kategorie 1A oder 1B 
(1) Der Arbeitgeber hat der zuständigen Behörde Tätigkeiten mit krebserzeu-
genden oder keimzellmutagenen Gefahrstoffen der Kategorie 1A oder 1B, die 
mit einer Überschreitung des Arbeitsplatzgrenzwerts oder der Toleranzkon-
zentration (Tätigkeiten im Bereich hohen Risikos) verbunden sind, mitzuteilen. 
Eine Mitteilung ist für kontaminierte Bereiche insbesondere dann erforderlich, 
wenn entsprechende Tätigkeiten dauerhaft oder regelmäßig ausgeübt werden 
sollen. Der Mitteilung ist gleichwertig zum Maßnahmenplan die Gefährdungs-
beurteilung beizufügen.  
 
(2) Werden Tätigkeiten mit krebserzeugenden, keimzellmutagenen oder repro-
duktionstoxischen Gefahrstoffen der Kategorie 1A oder 1B durchgeführt, die 
mit einer Überschreitung des AGW oder der Akzeptanzkonzentration verbun-
den sind, sind die Beschäftigten in das Expositionsverzeichnis nach § 10a Gef-
StoffV aufzunehmen. In dem Verzeichnis sind die Tätigkeit sowie die Höhe und 
die Dauer der Exposition der Beschäftigten anzugeben.  
 
 
3.3.3 Fachkundige Leitung und Aufsicht  
Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass Tätigkeiten in kontaminierten Berei-
chen von fachlich geeigneten Vorgesetzten geleitet und von weisungsbefugten 
Personen beaufsichtigt werden (aufsichtführende Person). Diese müssen die 
sichere Durchführung der Arbeiten gewährleisten und hierfür spezifische Fach-
kenntnisse gemäß Abschnitt 3.1 Absatz 6 besitzen.  
 
 
3.3.4 Beauftragung von Nachunternehmen  
(1) Vergibt ein Arbeitgeber Tätigkeiten in kontaminierten Bereichen an Nach-
unternehmen, hat er als Auftraggeber vor Beginn der Arbeiten alle ihm vorlie-
genden Informationen über vermutete oder vorhandene Gefahrstoffe an die 
Nachunternehmen weiterzugeben.  
 
(2) Nachunternehmen unterliegen als Arbeitgeber den Forderungen dieser 
TRGS. […] 
 
 
 
 
 
5 Informationsermittlung und Gefährdungsbeurteilung  
5.1 Allgemeines  
(1) [Der] Arbeitgeber [hat] festzustellen, ob die Beschäftigten Tätigkeiten mit 
Gefahrstoffen ausüben oder ob bei den Tätigkeiten Gefahrstoffe entstehen 
oder freigesetzt werden können. Ist dies der Fall, so hat er alle hiervon ausge-
henden Gefährdungen der Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten zu 
beurteilen. […] 

Abschnitt 4 beschäftigt sich im Detail 
mit der Erkundung von Gefahrstof-
fen. 
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5.4 Betriebsärztliche Beteiligung an der Gefährdungsbeurteilung  
(1) Der Arbeitgeber hat zu prüfen, ob eine betriebsärztliche Beteiligung an der 
Gefährdungsbeurteilung erforderlich ist. Dies gilt insbesondere, wenn nach 
ArbMedVV eine arbeitsmedizinische Pflicht- und/oder Angebotsvorsorge zu 
veranlassen oder anzubieten ist. […] 
 
 
6 Schutzmaßnahmen 
[…]  
6.2 Rangfolge der Schutzmaßnahmen  
(1) Technische Schutzmaßnahmen haben stets Vorrang vor organisatorischen 
und personenbezogenen Maßnahmen, wobei die Gestaltung des Arbeitsver-
fahrens als oberste technische Schutzmaßnahme anzusehen ist. […] 
 
 
6.3 Technische Schutzmaßnahmen und Einrichtungen  
(1) Arbeitsverfahren, Arbeitsmittel und Materialien zur Durchführung der Tätig-
keiten sowie die Schutzausrüstungen sind nach dem Stand der Technik auszu-
wählen. […] 
 
 
6.5 Organisatorische Maßnahmen  
(1) Wesentliche organisatorische Schutzmaßnahme ist der Einsatz von Perso-
nal, das mit den besonderen Gefährdungen in kontaminierten Bereichen ver-
traut ist. Die entsprechende Qualifikation insbesondere von Bauleitern und 
Aufsichtsführenden kann mittels entsprechender Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen zu Tätigkeiten in kontaminierten Bereichen erfolgen. […] 
 
 
 
 
 
6.6 Persönliche Schutzausrüstung  
(1) Ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung, dass die technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen nicht ausreichen, die Gefährdung zu vermeiden 
oder ausreichend zu reduzieren, ist persönliche Schutzausrüstung einzusetzen. 
[…] 
 
 
6.7 Brand- und Explosionsgefährdungen  
(1) Sind bei Tätigkeiten in kontaminierten Bereichen Brand- und Explosionsge-
fährdungen vorhanden, sind die Bestimmungen der GefStoffV [und von ein-
schlägigen TRGS] zu beachten […] 
 

Abschnitt 5.2 beschreibt die Schritte 
der Gefährdungsbeurteilung. 

Weitere Informationen zu organisato-
rischen Maßnahmen sind in Anlage 7 
aufgeführt. 

Anlage 7 enthält auch weitere Infor-
mationen zu PSA. 
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(2) Kann das Auftreten gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre nicht sicher 
ausgeschlossen werden, besteht ein explosionsgefährdeter Bereich und der 
Arbeitgeber hat ein Explosionsschutzdokument zu erstellen […]. […] 
 
 
7 Wirksamkeitskontrolle und Dauerüberwachung  
(1) Der Arbeitgeber hat […] regelmäßig zu kontrollieren, ob die eingesetzten 
Schutzmaßnahmen vorhanden und wirksam sind […]. […] 
 
(2) Führt die Überprüfung der Wirksamkeit zu dem Ergebnis, dass die getroffe-
nen Schutzmaßnahmen nicht ausreichend sind, ist die Gefährdungsbeurteilung 
erneut durchzuführen und es sind zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen. […] 
 
 
7.1 Messkonzept für Arbeiten in kontaminierten Bereichen  
(1) Ergibt die Gefährdungsbeurteilung, dass eine Gefährdung der Beschäftigten 
durch gesundheitsgefährdende Gase, Dämpfe, Nebel oder Stäube, explosions-
fähige Atmosphären oder durch Sauerstoffmangel vorliegt oder zu erwarten 
ist, ist ein Maßnahmenkonzept zu erstellen. Das Maßnahmenkonzept enthält 
neben den Schutzmaßnahmen die Anforderungen an das Messkonzept. […] 
 
 
8 Unterrichtung und Unterweisung der Beschäftigten  
8.1 Allgemeines  
(1) Zur Unterrichtung und Unterweisung der Beschäftigten wird auf die Bestim-
mungen [der GefStoffV und der TRGS 555] verwiesen. Da Tätigkeiten in konta-
minierten Bereichen i.d.R. keine stationären, gleichartig wiederkehrenden Ar-
beiten sind, ist die Frist für die Wiederholungsunterweisungen entsprechend 
der Gefährdungsbeurteilung anzupassen. 
 
(2) Die Betriebsanweisung ist eine verbindliche Arbeits- und Verhaltensanwei-
sung des Arbeitgebers an die Beschäftigten. Sie hat die zu treffenden Maßnah-
men konkret zu beschreiben bzw. festzulegen.  
 
(3) Die Betriebsanweisung ist arbeitsplatz- und tätigkeitsbezogen zu verfassen. 
[…] 
 
 
8.2 Arbeitsmedizinisch-toxikologische Beratung  
(1) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass eine allgemeine arbeitsmedizi-
nisch-toxikologische Beratung der Beschäftigten Teil der Unterweisung ist. 
 
(2) Die arbeitsmedizinisch-toxikologische Beratung erfolgt auf der Grundlage 
der Gefährdungsbeurteilung. Sie dient auch zur Information der Beschäftigten 
über die Voraussetzungen, unter denen sie Anspruch auf arbeitsmedizinische 
Vorsorge nach der ArbMedVV haben, und über den Zweck dieser Vorsorge.  
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(3) Um den aktuellen Bezug zu den jeweilig anstehenden Tätigkeiten in konta-
minierten Bereichen herzustellen, kann diese Beratung in die baustellenbezo-
gene Unterweisung […] integriert werden. […] 
 
(5) [Die] arbeitsmedizinisch-toxikologische Beratung [ist] unter Beteiligung der 
Ärztin oder des Arztes durchzuführen, die bzw. der auch mit der Durchführung 
der arbeitsmedizinischen Vorsorge beauftragt ist, wenn dies aus arbeitsmedizi-
nischen Gründen erforderlich ist. […] 
 
 
9 Arbeitsmedizinische Vorsorge  
(1) Die allgemeinen Vorgaben in Abschnitt 4 der AMR 3.2 sind zu berücksichtigen. […] 
 
 
 
 

  Neu: ÖkodesignG »Ökodesign-Gesetz«, vom 22.06.2026 

§ 1 Anwendungsbereich 
(1) Die Abschnitte 1, 2 und 4 dieses Gesetzes sind anzuwenden auf das Inver-
kehrbringen, die Inbetriebnahme, die Bereitstellung auf dem Markt und das 
Ausstellen von Ökodesign-Produkten nach der Richtlinie 2009/125/EG sowie 
von Bauteilen und Baugruppen, die zum Einbau in Ökodesign-Produkte be-
stimmt sind. Dieses Gesetz ist auch anzuwenden auf Ressourceneffizienz-An-
forderungen, welche durch die in § 2 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a genann-
ten Rechtsakte an Ökodesign-Produkte gestellt werden. Rechtsvorschriften für 
die Abfallbewirtschaftung und für Chemikalien einschließlich solcher für fluo-
rierte Treibhausgase bleiben unberührt. 
 
(2) Ferner führt dieses Gesetz mit den Regelungen der Abschnitte 1, 3 und 4 die 
Verordnung (EU) 2024/1781 durch. [...] 
 
 
§ 7 Konformitätsbewertung, Konformitätserklärung 
(1) Für die Konformitätsbewertung eines Ökodesign-Produktes gilt Artikel 8 
Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2009/125/EG. Der Hersteller, sein Bevollmächtig-
ter beziehungsweise der Einführer hat den Unterlagen zur Konformitätsbewer-
tung gegebenenfalls unterschiedliche Modellbezeichnungen für das Ökode-
sign-Produkt als ergänzende Information beizufügen. Der Hersteller bezie-
hungsweise sein Bevollmächtigter steht dabei für die sachgerechte Durchfüh-
rung der von ihm abgegebenen Konformitätsbewertung ein. [...] 
 
(4) Der Hersteller beziehungsweise sein Bevollmächtigter hat sicherzustellen, 
dass er die geltende Aufbewahrungsfrist […] für Unterlagen zur Konformitäts-
bewertung […] und für die abgegebene Konformitätserklärung einhält. […] 
 
(5) Konformitätserklärungen und Unterlagen zur Konformitätsbewertung, die 
nach einem in § 2 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a genannten Rechtsakt 

  Nebenstehend finden Sie die 
(stark gekürzten) Herstellerpflichten. 
Übernehmen Sie diese ggf. in Ihr 
Rechtsverzeichnis. Beachten Sie 
bitte, dass das Gesetz eine Vielzahl 
von Ausgestaltungsanforderungen 
enthält, die hier nicht dargestellt sind, 
aber natürlich ebenfalls direkt oder 
indirekt relevant sein können. 
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vorzuhalten sind, müssen in einer der Amtssprachen der Europäischen Union 
abgefasst sein. 
 
 
§ 8 Inverkehrbringen, Inbetriebnahme 
(1) Ein Ökodesign-Produkt darf nur in Verkehr gebracht werden, wenn 
1. es den Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung und den sonsti-

gen Voraussetzungen für sein Inverkehrbringen und seine Inbetriebnahme 
entspricht, die in einem der in § 2 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a genann-
ten Rechtsakte festgelegt sind, 

2. das Ökodesign-Produkt selbst oder, sofern dies nicht möglich ist, seine 
Verpackung und die ihm beigefügten Unterlagen mit einer CE-Kennzeich-
nung nach § 12 Absatz 1 und 2 versehen ist, 

3. für das Ökodesign-Produkt eine Konformitätsbewertung nach § 7 Absatz 1 
durchgeführt wurde und eine Konformitätserklärung nach § 7 Absatz 2 und 
3 ausgestellt ist, 

4. derjenige, unter dessen Namen oder unter dessen Handelsmarke das Öko-
design-Produkt vermarktet wird, oder sein Bevollmächtigter mit einer 
Konformitätserklärung [...] zugesichert hat, dass das Ökodesign-Produkt 
allen Bestimmungen der darauf anwendbaren und in § 2 Absatz 1 Nummer 
4 Buchstabe a genannten Rechtsakte entspricht und die Konformitätser-
klärung auf diese Rechtsakte verweist. 

 
Ein Ökodesign-Produkt, das noch nicht in Verkehr gebracht wurde, darf nur 
dann in Betrieb genommen werden, wenn die in Satz 1 genannten Anforderun-
gen erfüllt sind. 
 
(2) Wird ein Ökodesign-Produkt mit der CE-Kennzeichnung [...] versehen, so ist 
die Konformitätsvermutung nach [...] der Richtlinie 2009/125/EG anzuwenden. 
 
(3) Wurde ein Ökodesign-Produkt nach harmonisierten Normen hergestellt, 
deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden, 
so ist die Konformitätsvermutung nach [...] der Richtlinie 2009/125/EG anzu-
wenden. 
 
(4) Die Konformitätsvermutung nach Artikel 9 Absatz 3 der Richtlinie 
2009/125/EG ist anzuwenden, sofern für ein Ökodesign-Produkt eines der fol-
genden Umweltzeichen vergeben wurde: 
1. das gemeinschaftliche Umweltzeichen nach der Verordnung (EG) Nr. 

1980/2000 oder 
2. das EU-Umweltzeichen nach der Verordnung (EG) Nr. 66/2010. 
 
Die Konformitätsvermutung […] ist anzuwenden für andere Umweltzeichen, 
die den Umweltzeichen nach Satz 1 auf Grund einer Entscheidung der Europäi-
schen Kommission […] gleichgestellt sind. 
 
(5) Wurde ein Ökodesign-Produkt von einem Standort oder Teilstandort einer 
Organisation entworfen, der in dem EMAS-Register [...] verzeichnet ist, so gilt 
Artikel 8 Absatz 2 Satz 4 der Richtlinie 2009/125/EG . Wurde ein Ökodesign-
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Produkt von einer Organisation entworfen, die über ein Managementsystem 
verfügt, so gilt Artikel 8 Absatz 2 Satz 5 der Richtlinie 2009/125/EG. 
 
 
§ 10 Ressourceneffizienz-Anforderungen 
(1) Der Hersteller, sein Bevollmächtigter beziehungsweise der Einführer eines 
Ökodesign-Produktes muss die für das Ökodesign-Produkt geltenden Ressour-
ceneffizienz-Anforderungen gemäß der für das Ökodesign-Produkt geltenden 
und in § 2 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a genannten Rechtsakte erfüllen. [...] 
 
 
§ 11 Kennzeichnungspflichten 
(1) Der Hersteller, sein Bevollmächtigter beziehungsweise der Einführer eines 
Ökodesign-Produktes hat [...] beim Inverkehrbringen oder[...] bei Inbetrieb-
nahme das Ökodesign-Produkt 
1. mit dem Namen des Herstellers [des Bevollmächtigten oder des Einfüh-

rers] sowie mit dessen Adresse auf dem Ökodesign-Produkt zu versehen 
und 

2. so zu kennzeichnen, dass es eindeutig identifiziert werden kann. [...] 
 
 
§ 12 CE-Kennzeichnung 
(1) Für die CE-Kennzeichnung gelten die Regelungen des Artikels 5 Absatz 2 
der Richtlinie 2009/125/EG. 
 
(2) Die CE-Kennzeichnung muss sichtbar, lesbar und dauerhaft angebracht 
sein. [...] 
 
(3) Es ist verboten, ein Ökodesign-Produkt in Verkehr zu bringen, wenn das 
Ökodesign-Produkt, seine Verpackung oder ihm beigefügte Unterlagen mit der 
CE-Kennzeichnung versehen ist oder sind, ohne dass ein [...] Rechtsakt dies 
vorsieht. 
 
(4) Ein Ökodesign-Produkt, das noch nicht in Verkehr gebracht wurde, darf 
nicht in Betrieb genommen werden, wenn das Ökodesign-Produkt, seine Ver-
packung oder ihm beigefügte Unterlagen mit der CE-Kennzeichnung versehen 
ist oder sind, ohne dass ein [...] Rechtsakt dies vorsieht. 
 
 
§ 15 Fachlich kompetente Reparateure 
(1) Der Hersteller, sein Bevollmächtigter beziehungsweise der Einführer eines 
Ökodesign-Produktes ist verpflichtet, jedem fachlich kompetenten Reparateur 
Zugang zu Ersatzteilen und Reparaturinformationen [...] zu gewähren. 
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Teil 3 - Zusatzinformationen 
Ausblick auf Änderungen an Rechtsvorschriften 

 Referentenentwurf zur Änderung des KrWG 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die sich aus der Abfallrah-
menrichtlinie und dem Koalitionsvertrag ergebenden Vor-
gaben umzusetzen, die Ressourcenschonung durch Abfall-
vermeidung und mehr Recycling voranzutreiben und die 
Vollzugstauglichkeit des Gesetzes weiter zu verbessern. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll zunächst die No-
velle der Abfallrahmenrichtlinie in deutsches Recht umge-
setzt und flankierende Regelungen geschaffen werden. Da-
bei sollen die neuen Vorgaben der EU-Richtlinie eins zu 
eins in das nationale Recht integriert und die bestehenden 
nationalen Regelungen fortentwickelt werden. 

Nach einer ersten Bewertung sehen wir [DIHK] folgende 
Kritikpunkte: 
1. Fortbestand einer starken Regulierung, statt markt-

wirtschaftlicher Steuerung 
2. Ausweitung staatlicher/kommunaler Rolle 
3. Zusätzliche Bürokratie-/Compliancekosten 
4. teilweise Fortbestand nationaler Zusatzregelungen 

Den Referentenentwurf finden Sie auf der Webseite des 
BMUKN zum Herunterladen. Quelle: IHK Karlsruhe auf Basis 
DIHK vom 01.07.2026 

 EU‑Energieomnibus: Vereinfachung bei Kennzeichnung 

Die EU-Kommission hat am 24. Juni vereinfachte Regeln 
für die Energie- und Reifenkennzeichnung vorgeschlagen. 
Ziel ist der Bürokratieabbau bei gleichbleibender Verbrau-
cherinformation. 

Die Europäische Kommission hat mit dem »Energieomni-
bus« eine weitere Initiative zur Reduzierung administrativer 
Belastungen vorgelegt. Im Mittelpunkt stehen Anpassun-
gen der Energie- und Reifenkennzeichnung, die beste-
hende Vorschriften flexibler und digitaler gestalten sollen, 
ohne deren grundlegende Zielsetzung – transparente Ver-
braucherinformation – zu verändern. Vorgesehen sind un-
ter anderem alternative Darstellungsformen wie elektroni-
sche Displays oder QR-Codes, eine stärkere Berücksich-

tigung unterschiedlicher Vertriebswege sowie Erleichterun-
gen bei der Aktualisierung von Labels und der Nutzung der 
Produktdatenbank EPREL. Insgesamt erwartet die Kom-
mission Einsparungen von bis zu 125 Millionen Euro jährlich 
für Unternehmen und Behörden. 

Aus wirtschaftlicher Sicht bringt der Vorschlag punktuelle 
Entlastungen, insbesondere durch flexiblere Umset-
zungsoptionen und eine stärkere Digitalisierung. Gleichzei-
tig bleiben die grundlegenden Anforderungen an Doku-
mentation, Datenbereitstellung und Marktüberwachung 
bestehen, sodass die tatsächliche Entlastungswirkung be-
grenzt sein dürfte. Quelle: DIHK vom 29.06.2026 (gekürzt) 

 Strompreiskompensation: EU-Kommission genehmigt zusätzliche Entlastungen für energieintensive Unternehmen 

Die Europäische Kommission hat die Ausweitung der deut-
schen Strompreiskompensation genehmigt. Damit können 
rückwirkend für das Abrechnungsjahr 2025 weitere ener-
gie- und handelsintensive Branchen bei ihren Stromkosten 
entlastet werden. Zugleich steigt die Förderintensität für 
bereits beihilfeberechtigte Unternehmen. Damit können 
zusätzlich rund 20 weitere Branchen von der Strompreis-
kompensation profitieren. 

Mit der Ausweitung der Strompreiskompensation nutzt die 
Bundesregierung die erweiterten beihilferechtlichen Mög-
lichkeiten der Europäischen Union, um die Wettbewerbsfä-
higkeit energieintensiver Unternehmen zu stärken und in-
dustrielle Wertschöpfung in Deutschland zu sichern. Die 
Bundesregierung hatte sich auf europäischer Ebene für die 
Erweiterung der beihilferechtlichen Spielräume eingesetzt. 
Die novellierte Richtlinie wird in Kürze im Bundesanzeiger 
veröffentlicht und tritt anschließend in Kraft. Für die 
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Durchführung des Antragsverfahrens ist die Deutsche 
Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt zu-
ständig. Unternehmen können ihre Anträge für das lau-
fende Verfahren bereits stellen. Die Bundesregierung wird 
außerdem die Strompreiskompensation für die Abrech-
nungsjahre ab 2026 weiterentwickeln. Auch diese wird der 
EU-Kommission zur beihilferechtlichen Genehmigung vor-
gelegt werden. Ziel ist es, die nun umgesetzten Verbesse-
rungen dauerhaft zu verankern, bürokratische Hürden wei-
ter abzubauen und die Entlastungswirkung für die Unter-
nehmen zu stärken. 

Die Strompreiskompensation ist ein wichtiges Instrument 
zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit energieintensiver 

Unternehmen. Sie unterstützt Branchen, die im internatio-
nalen Wettbewerb stehen und gleichzeitig erhebliche Men-
gen Strom benötigen. Damit trägt sie dazu bei, industrielle 
Wertschöpfung, Beschäftigung und Investitionen in klima-
freundliche Technologien am Standort Deutschland zu si-
chern. Gemeinsam mit dem europäischen Emissionshandel 
schafft sie die Voraussetzungen für eine erfolgreiche und 
wettbewerbsfähige Transformation der Industrie zur Kli-
maneutralität. 

Weitere Informationen zum Antragsverfahren können auf 
der Internetseite der DEHSt abgerufen werden. Quelle: 
BMUKN vom 08.07.2026 (gekürzt) 

 Bundesrat gibt grünes Licht für das Gebäudemodernisierungsgesetz 

Der Nachfolger des oft als »Heizungsgesetz« bezeichneten 
Gebäudeenergiegesetzes hat am 10. Juli 2026 in der im 
Bundestag veränderten Fassung den Bundesrat passiert. 
Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses fand 
keine Mehrheit im Plenum.  

Freie Heizungswahl 
Mit dem Gesetz möchte die Bundesregierung den Wandel 
zu klimafreundlichen Heizungssystemen unterstützen, 
Hauseigentümern aber im Falle eines Heizungstausches 
wieder mehr Entscheidungsfreiheit zubilligen. So entfallen 
die seit 2023 geltenden Vorgaben zur Nutzung von mindes-
tens 65 Prozent erneuerbarer Energien beim Heizen 
ebenso wie Betriebsverbote bestimmter Heizungen. Ge-
bäudeeigentümer hätten vielmehr die freie Heizungswahl – 
sie können Wärmepumpen, Hybridmodelle, Biomasse-Pel-
letheizungen, aber auch Gas- und Ölheizungen verwenden. 
Die Klimaschutzziele würden weiterhin gelten, so die Bun-
desregierung. 

»Bio-Treppe« 
Beim Austausch von Heizungen muss ab dem Jahr 2029 ein 
zehnprozentiger Anteil von Bioheizstoffen, wie Biomethan, 
Bioheizöl, biogenes Flüssiggas oder grüner Wasserstoff zu-
gesetzt werden. Der Anteil wird ab dem Jahr 2030 auf 15 
Prozent, ab dem Jahr 2035 auf 30 Prozent und ab dem Jahr 
2040 auf 60 Prozent steigen (sog. »Bio-Treppe«).  

Kostenteilung bei Mietverhältnissen 
Ein weiterer Punkt der Reform betrifft die Aufteilung der 
Betriebskosten zwischen Mietern und Vermietern. Trugen 
bisher meist die Mieter die kompletten Kosten, tragen nun 
Mieter und Vermieter die Folgekosten fossiler Brennstoffe 
gemeinsam. So sind beim Einbau einer neuen Gasheizung 
ab 2028 die Netzentgelte und Kohlendioxidkosten hälftig 
zu teilen. Ab 2029 gilt dies auch für den Preisbestandteil 
der biogenen Brennstoffe, allerdings nur für die ersten drei 
Stufen der »Bio-Treppe«. Von dort an bleibt die Kostenbe-
teiligung des Vermieters in dieser Höhe – auch nach In-
krafttreten der vierten Stufe. Für bestimmte Vermieter (bis 
zu sechs Wohnungen in nicht angespannten Wohnungs-
märkten) gilt jedoch eine Härtefallregelung. Sie müssen 
zwar die CO₂-Kosten tragen, sich aber nicht an den Kosten 
für Biokraftstoffe und Netzentgelte beteiligen.  

Weiteres Verfahren 
Das Gesetz wird nun ausgefertigt und verkündet und tritt 
zum überwiegenden Teil am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Quelle: Bundesrat vom 10.07.2026 
 

  Information: Das Gesetz ist - nach unserem Redakti-
onsschluss - am 28.07.2026 veröffentlicht worden. Im 
nächsten Infobrief finden Sie dann die Aufbereitung. 

  

https://www.risolva.de/
https://www.bundesumweltministerium.de/pressemitteilung/strompreiskompensation-eu-kommission-genehmigt-zusaetzliche-entlastungen-fuer-energieintensive-unternehmen
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/26/1067/1067-pk.html#top-84
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 RGC News: Bundeskabinett beschließt neues Energieeffizienzgesetz 

Der aktuelle Gesetzentwurf zur Beschleunigung der Umset-
zung der Energieeffizienzrichtlinie ist auf den 20. Juni 2026 
datiert und wurde vergangenen Mittwoch [24.06.2026] im 
Bundeskabinett beschlossen. Im Vergleich zum Referen-
tenentwurf von Anfang April dieses Jahres enthält der ak-
tuelle Entwurf wieder andere Regelungen. Im Folgenden 
geben wir [RGC News] einen Überblick über die unterneh-
mensrelevanten Inhalte: 

• Wie der Vorgängerentwurf aus dem April enthält auch 
der beschlossene Entwurf die Änderung, dass Unter-
nehmen erst ab einem Gesamtendenergieverbrauch 
von mehr als 23,6 GWh/a ein Energie- oder Umweltma-
nagementsystem unter Abdeckung von mindestens 90 
% des Gesamtendenergieverbrauchs einrichten sollen. 

• Ebenfalls gleich bleibt die Änderung, dass Umsetzungs-
pläne bei einem Gesamtendenergieverbrauch von mehr 
als 2,77 GWh/a, aber weniger als 23,6 GWh/a, binnen 
drei Monaten nach Abschluss des Energieaudits erstellt 
und veröffentlicht werden sollen (ohne externe Bestäti-
gung der Pläne). Die Pläne sollen jährlich um den Um-
setzungsstand aktualisiert, der Geschäftsführung vor-
gelegt und im Jahresbericht des Unternehmens samt 
Umsetzungsquote aufgeführt werden. Ausgenommen 
von der Pflicht sollen Unternehmen mit Energie- oder 
Umweltmanagement sein. 

• Beide Entwürfe sehen eine Kosten-Nutzen-Analyse zur 
Nutzung der technisch unvermeidbaren Abwärme bei 

der Planung oder erheblichen Modernisierung einer 
großen Industrieanlage, großen Energieversorgungs-
einrichtung oder eines großen Rechenzentrums vor. 

• Spannend wird es bei der Abwärme-Plattform: Der Ap-
ril-Entwurf sah noch vor, dass die Meldung zur Ab-
wärme-Plattform nur noch auf freiwilliger Basis erfol-
gen soll. Der aktuelle Entwurf macht die Meldung wei-
terhin verpflichtend, allerdings unter geänderten Bedin-
gungen: Verpflichtet werden sollen Unternehmen 
mit einem Gesamtendenergieverbrauch von mehr 
als 23,6 GWh/a (anstatt derzeit mehr als 2,5 GWh/a) so-
wie Betreiber eines Rechenzentrums mit einem nomi-
nalen Gesamtenergieinput von mehr als 1 MW. 

• In Bezug auf Rechenzentren sieht der aktuelle Entwurf 
darüber hinaus beispielsweise wieder andere PUE-
Werte (1,6 ab 1. Juli 2027, 1,4 ab 1. Juli 2030 und 1,3 für 
»neue« Rechenzentren mit Inbetriebnahme ab dem 1. 
Juli 2026) und Lockerungen bei der bilanziellen De-
ckung des Stromverbrauchs in Rechenzentren durch 
Strom aus erneuerbaren Energien (100 % erst ab 2030 
anstatt ab 2027) vor. 

Nach dem Kabinettsbeschluss ist das Gesetzgebungsver-
fahren noch nicht abgeschlossen. Es ist demnach weiter 
mit Änderungen an dem Gesetzentwurf zu rechnen. Quelle: 
RGC News vom 01.07.2026 (leicht geändert) 

 RGC-News: Neuer WPG-Entwurf will Pflichten für produzierende Unternehmen reduzieren 

Am 22. Juni wurde ein neuer Entwurf für die Novelle des 
Wärmeplanungsgesetzes (WPG) veröffentlicht. Darin fin-
den sich privilegierende Sonderregelungen für produzie-
rende Unternehmen, die an die Stelle von Regelungen 

treten sollen, die sich bislang auf »Prozesswärme« bezie-
hen. Ein Artikel der RGC-News ordnet diesen neuen Ansatz 
ein. 

 Chemikalienrecht: Rat und Parlament einigen sich bei Chemikalienomnibus 

Der Rat und das Europäische Parlament haben sich auf eine 
Vereinfachung zentraler Vorschriften für Chemikalien, Kos-
metika und Düngemittel geeinigt. Ziel ist es, Bürokratie ab-
zubauen und Unternehmen zu entlasten – bei gleichzeitig 
hohem Schutz von Umwelt und Verbrauchern. 

Die Europäische Union treibt ihre Agenda zur Entbürokrati-
sierung weiter voran: Am 17. Juni 2026 erzielten Rat und 
Europäisches Parlament eine vorläufige Einigung zur Ver-
einfachung von Anforderungen für chemische Produkte. 
Der Text ist nun verfügbar, Sie finden ihn hier (derzeit nur 
auf Englisch). Der sogenannte Chemikalienomnibus betrifft 
Regelungen zur Einstufung, Kennzeichnung und 

https://www.risolva.de/
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/B/260624-beschleunigung-energieeffizienzrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/B/260624-beschleunigung-energieeffizienzrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=9
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2026/20260504-gesetz-zur-beschleunigung-der-umsetzung-der-energieeffizienzrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/2026/20260504-gesetz-zur-beschleunigung-der-umsetzung-der-energieeffizienzrichtlinie.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://rgc-news.de/post/3895/enefg-novelle-im-kabinett-beschlossen-abwaerme-plattform-doch-weiterhin-verpflichtend
https://rgc-news.de/post/3892/neuer-wpg-entwurf-will-pflichten-fuer-produzierende-unternehmen-reduzieren
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2026/06/17/council-and-parliament-strike-deal-to-simplify-requirements-for-chemical-products/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=3318
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2026/06/17/council-and-parliament-strike-deal-to-simplify-requirements-for-chemical-products/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=3318
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11042-2026-INIT/en/pdf
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Verpackung (CLP), die Kosmetikverordnung sowie die Dün-
gemittelverordnung. Die Änderungen zielen darauf ab, ad-
ministrative Belastungen zu reduzieren und die Einhal-
tungskosten zu senken. 

Die Vereinfachungen bei der CLP-Verordnung beinhalten 
unter anderem: 

• Flexiblere Kennzeichnung: Künftig gelten vereinfachte 
Anforderungen an die Lesbarkeit im B2B-Bereich, wäh-
rend für Verbraucherprodukte strengere Vorgaben (wie 
Mindestschriftgrößen) bestehen. 

• Digitale Labels für kleine Verpackungen: Für kleine In-
nenverpackungsbehälter (<10 ml) können Informatio-
nen verstärkt digital bereitgestellt werden, sofern sie 
auf der Außenverpackung vorhanden sind. 

• Mehr Zeit für Anpassungen: Unternehmen erhalten zu-
sätzliche Monate, um Etiketten zu aktualisieren, wenn 
sich die Gefährlichkeitsbewertung eines Stoffes ändert. 
Nach 15 Monaten muss das Etikett in Zukunft spätes-
tens aktualisiert werden. 

Ein Hauptelement in der überarbeiteten Kosmetikverord-
nung sind differenziertere Übergangsregelungen, insbe-
sondere beim Umgang mit besonders besorgniserregen-
den Stoffen (CMR-Stoffen). Die Fristen zur Substitution 

richten sich künftig stärker nach dem Risiko des jeweiligen 
Stoffes, wobei Rat und Parlament sich darauf einigten, 
CMR-Stoffe schneller aus dem Verkehr zu ziehen, als es die 
Kommission vorgeschlagen hatte. Zugleich soll die EU-
Kommission Leitlinien entwickeln, um Unternehmen bei 
der Suche nach geeigneten Alternativen zu unterstützen. 

Für die Düngemittelbranche steht vor allem die Moderni-
sierung der Zulassung im Vordergrund: Die Vereinbarung 
der beiden Gesetzgeber beauftragt die Kommission mit der 
Modernisierung der Anforderungen für die Registrierung 
von Düngemittelbestandteilen. Während die Kommission 
vorgeschlagen hatte, die erweiterte REACH-Registrie-
rungspflicht für in Düngemitteln verwendete Stoffe durch 
das Standard-REACH-Regime zu ersetzen, entschieden 
sich die Mitgesetzgeber dafür, eine Registrierungspflicht 
für Stoffe mit einer harmonisierten Einstufung als beson-
ders schädlich beizubehalten. 

Die vorläufige Einigung muss nun vom Rat und vom Euro-
päischen Parlament formal gebilligt werden. Die Mitge-
setzgeber arbeiten darauf hin, diesen Omnibus-Rechtsakt 
so bald wie möglich – im Laufe des Jahres 2026 – förmlich 
zu verabschieden. Quelle: IHK Karlsruhe auf Basis DIHK vom 
07.07.2026 

 BMAS veröffentlicht das überarbeitete »Konzept für einen effizienten und bürokratiearmen Arbeitsschutz« 

Das BMAS schreibt dazu: »Das BMAS hat das Konzept zum 
Bürokratierückbau erstmals am 15. Oktober 2025 veröf-
fentlicht. Die ersten Vorhaben aus dem Konzept zum Büro-
kratierückbau im Arbeitsschutz sind bereits umgesetzt 
oder befinden sich im parlamentarischen Verfahren. Zu ei-
ner Reihe von Vorhaben befindet sich das BMAS aktuell im 
fachlichen Dialog mit den Stakeholdern.  

Mit dem am 15. Juli 2026 aktualisierten Konzept zum Büro-
kratierückbau legt das BMAS ein weiterentwickeltes und 
ambitioniertes Update vor. Dieses legt die Basis für die 
Fachdialoge mit den Arbeitsschutzakteuren. Zusammen 
mit dem Update entfalten die in dem Konzept dargestell-
ten Vorhaben des BMAS ein jährliches 

Entlastungspotenzial von rund einer Milliarde Euro für 
Wirtschaft und Verwaltung.« Quelle: BMAS vom 16.07.2026 
(gekürzt) 

Sie können das überarbeitete Konzept auf der Seite des 
BMAS herunterladen. Zusätzliche Änderungen sind zum 
Beispiel vorgesehen im Hinblick auf: 

• Verzicht auf die Erlaubnis bei überwachungsbedürftigen 
Anlagen (nur noch Prüfung vor Inbetriebnahme) 

• Aufforderung an die DGUV, die DGUV Vorschrift 3 (Prü-
fung elektrischer Anlagen und Betriebsmittel) zu über-
arbeiten hin zu einem gefährdungsbezogenen Ansatz 
(siehe unten) 

• Stärkung der Kontrollen seitens der Kontrollbehörden. 

  

https://www.risolva.de/
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/chemikalien/clp/chemikalienrecht-rat-und-parlament-7110390
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Meldungen/2026/arbeitsschutz-zukunftsfaehigkeit-staerken-wirtschaft-entlasten.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Meldungen/2026/arbeitsschutz-zukunftsfaehigkeit-staerken-wirtschaft-entlasten.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Meldungen/2026/arbeitsschutz-zukunftsfaehigkeit-staerken-wirtschaft-entlasten.html
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 Pflicht zur Prüfung elektrischer Anlagen wird überarbeitet 

Die gesetzliche Unfallversicherung teilt das Ziel der Bun-
desregierung, die Pflicht zur Prüfung elektrischer Anlagen 
und Betriebsmittel noch praxisnäher und risikoorientiert zu 
gestalten. Der Schutz vor Unfällen mit elektrischem Strom 
muss dabei gewahrt bleiben. Darauf weist der Spitzenver-
band der Berufsgenossenschaften und Unfallkassen, Deut-
sche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) hin. 

»Die gesetzliche Unfallversicherung modernisiert ihr Vor-
schriften- und Regelwerk kontinuierlich«, sagt DGUV-
Hauptgeschäftsführer Dr. Stephan Fasshauer. »Das betrifft 
unter anderem die DGUV Vorschriften 3 und 4, mit deren 
Überarbeitung wir bereits begonnen haben. Unser Ziel ist 
dabei ganz klar: einfache, gut umsetzbare Regeln, die opti-
malen Schutz ermöglichen und dabei ausdrücklich Raum 
lassen, die jeweilige betriebliche Praxis zu berücksichtigen. 
Darauf liegt das Augenmerk von Arbeitgebenden und Ver-
sicherten in der gemeinsamen Selbstverwaltung.« 

Gleichzeitig würden Arbeitgeber- und Versichertenvertre-
ter in der Selbstverwaltung darauf achten, dass das hohe 
Schutzniveau erhalten bleibe, ergänzt Jörg Botti, Hauptge-
schäftsführer der Berufsgenossenschaft Energie Textil 

Elektro Medienerzeugnisse (BG ETEM). »Die Gefahren 
elektrischen Stroms sollte niemand auf die leichte Schulter 
nehmen.« Jedes Jahr meldeten die Betriebe der gesetzli-
chen Unfallversicherung rund 2.500 Arbeitsunfälle mit 
elektrischem Strom. »Einige davon sind tödlich.« 

Bei der Überarbeitung der Vorschriften strebe die Unfall-
versicherung zudem an, noch deutlicher zu machen, dass 
Betriebe bereits heute einen großen Gestaltungsspielraum 
in der Prävention hätten. Botti: »Prüfintervalle von elektri-
schen Anlagen und Betriebsmitteln kann der Unternehmer 
schon jetzt auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung und 
Faktoren wie der Fehlerquote bedarfsgerecht festlegen. 
Wo Geräte nur gering beansprucht werden, beispielsweise 
die Kaffeemaschine in der Kaffeeküche, sind längere Prüf-
fristen gerechtfertigt.« 

»Regelmäßige, an den Einsatzbedingungen orientierte 
Prüfungen sind ein wichtiges Instrument für Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit«, fügt Fasshauer hinzu. Den da-
für anfallenden Kosten stehe ein Gewinn in Form vermiede-
ner Unfälle und Brände gegenüber. Quelle: DGUV vom 
17.07.2026 (gekürzt) 

 EU-Kommission beschließt überarbeitete EU-Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards 

Die delegierte Verordnung für die überarbeiteten Nachhal-
tigkeitsberichterstattungsstandards (European Sustainabi-
lity Reporting Standards/ESRS) wurde am 3. Juli 2026 be-
schlossen. Sie ändert die delegierte Verordnung (EU) 
2023/2772 im Hinblick auf die Vereinfachung bestimmter 
Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung und 
wird nun an Rat und EU-Parlament übermittelt. 

Beide Gremien, Rat und EU-Parlament, können in den 
nächsten zwei Monaten prüfen, ob sie Einwendungen ha-
ben. Gibt es keine Einwendungen von Rat und EU-Parla-
ment, könnte die delegierte Verordnung mit den geänder-
ten ESRS im Herbst im Amtsblatt veröffentlicht werden 
und vier Monate und eine Woche nach ihrer Annahme in 
Kraft treten. Die Verordnung gilt dann unmittelbar, d. h. sie 
muss nicht durch den nationalen Gesetzgeber in deutsches 
Recht umgesetzt werden.  

Die geänderten ESRS wären dann auf Geschäftsjahre anzu-
wenden, die am oder nach dem 1. Januar 2027 beginnen. 

Bei Geschäftsjahren, die zwischen dem 1. Januar 2026 und 
dem 31. Dezember 2026 beginnen, haben die nachhaltig-
keitsberichtspflichtigen Unternehmen ein Wahlrecht. Sie 
können entweder die »alten« ESRS (gemäß Anhang I der 
Delegierten Verordnung (EU) 2023/2772, zuletzt geändert 
durch Verordnung (EU) 2025/1416) anwenden. In diesem 
Fall können sie auch verschiedene Erleichterungen zu ESRS 
1 gemäß Anhang I der vorliegenden delegierten Verord-
nung nutzen. Alternativ können sie auch die neuen, überar-
beiteten ESRS (gemäß Anhang I der vorliegenden Verord-
nung) bereits für das »Geschäftsjahr 2026« anwenden.  

Die EU-Kommission ist der Ansicht, mit den überarbeiteten 
ESRS folgende Ziele zu erreichen:  

• eine Verringerung der verpflichtenden Datenpunkte um 
61 Prozent bei gleichzeitiger Beibehaltung der Kern-
ziele des europäischen Grünen Deals, 

• eine Verbesserung der Interoperabilität mit internatio-
nalen Normen und anderen Rechtsvorschriften der 

https://www.risolva.de/
https://www.dguv.de/de/mediencenter/pm/vorschriften-modernisierung.jsp
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Union, soweit dies mit dem Vereinfachungsziel verein-
bar ist, 

• sowie eine Vereinfachung der Wesentlichkeitsanalyse 
durch Einführung eines wesentlich klareren und 

verhältnismäßigeren Ansatzes mit grundsatzbasierten 
Leitlinien und der Möglichkeit, eindeutig identifizierte 
nicht wesentliche Informationen aufzunehmen, ohne 
wesentliche Angaben zu verschleiern. 
Quelle: DIHK vom 13.07.2026 

 EU-Kommission verabschiedet freiwilligen Standard für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Die EU-Kommission hat am 3. Juli 2026 die delegierte Ver-
ordnung für einen freiwilligen Standard (Voluntary Stan-
dard) beschlossen, welcher als Wertobergrenze für die In-
formationen in den Wertschöpfungsketten von nachhaltig-
keitsberichtspflichtigen Unternehmen dient. 

Die beschlossene delegierte Verordnung unterliegt noch 
der Prüfung von Rat und EU-Parlament. Haben Rat und EU-
Parlament keine Einwendungen gegen die delegierte Ver-
ordnung, dürfte der Voluntary Standard (VS) im Herbst im 
Amtsblatt veröffentlicht werden und am 3. Tag nach Veröf-
fentlichung in Kraft treten. Die Verordnung gilt dann un-
mittelbar, das heißt, sie muss nicht vom nationalen Gesetz-
geber in deutsches Recht umgesetzt werden. Die definier-
ten Wertobergrenzen gelten (erst) für Geschäftsjahre, die 
am oder nach dem 1. Januar 2027 beginnen.  

Der Voluntary Standard ist nach der durch den Omnibus 
geänderten Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD) grundsätzlich für alle Unternehmen mit bis zu 1.000 

Mitarbeitern von Bedeutung und enthält zwei unterschied-
liche Wertobergrenzen. Die Wertobergrenzen bedeuten, 
dass nachhaltigkeitsberichtspflichtige Unternehmen nicht 
mehr Informationen von ihren Geschäftspartnern und Kun-
den aus ihren Wertschöpfungsketten zum Zwecke der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung einfordern dürfen, als im 
Voluntary Standard erwähnt. Zum Schutz von Kleinstun-
ternehmen enthält der Voluntary Standard zwei unter-
schiedlich umfangreiche Obergrenzen für die Wertschöp-
fungskette (vergleiche Anhang II):  

• Unternehmen mit bis zu zehn Mitarbeitern haben neun 
Datenpunkte und Informationen aus dem Basis-Modul 
zu erheben und an die anfragenden Geschäftspartner 
zu geben. 

• Unternehmen mit mehr als zehn Mitarbeitern haben zu-
sätzliche Datenpunkte und Informationen aus dem Ba-
sis- und dem Zusatzmodul zu erheben und anzugeben.  
Insgesamt sind es hier 23 Angaben. 
Quelle: DIHK vom 13.07.2026 

 EUDR: EU-Kommission verabschiedet zwei weitere Maßnahmen zur Umsetzung 

Die Europäische Kommission hat letzte Woche zwei Maß-
nahmen zur weiteren Umsetzung der EU-Entwaldungsver-
ordnung (EUDR) verabschiedet. 

Zum einen wurde ein Delegierter Rechtsakt angenommen, 
der den Anhang I der EUDR und damit den Kreis der von 
der Verordnung erfassten Produkte aktualisiert. Zum ande-
ren wurde ein Durchführungsrechtsakt verabschiedet, der 
die technischen Regelungen für das EUDR-Informations-
system festlegt, über das Unternehmen künftig Sorgfalts-
erklärungen und vereinfachte Erklärungen einreichen. 

Darüber hinaus wurde die bereits im Mai zunächst nur in 
englischer Sprache veröffentlichte aktualisierte Leitlinie zur 

EUDR nun in allen EU-Amtssprachen offiziell angenom-
men. 

Der Delegierte Rechtsakt passt den Produktumfang der 
EUDR auf Grundlage der Stakeholder-Konsultation an. Fol-
gende Produkte werden künftig aus dem Anwendungsbe-
reich der Verordnung herausgenommen: 

• Rinderhäute, -felle und Leder, 

• runderneuerte Reifen, 

• Sojabohnen zur Aussaat, 

• bestimmte Artikel aus vulkanisiertem Kautschuk, 

• Förder- und Antriebsriemen, 

• Flugzeug- und Kraftfahrzeugsitze. 

Neu in den Anwendungsbereich aufgenommen werden: 

https://www.risolva.de/
https://www.dihk.de/de/newsroom/newsletter/bericht-aus-bruessel/eu-kommission-beschliesst-ueberarbeitete-eu-nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards--184026
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/17232-Freiwillig-anwendbarer-Standard-fur-die-Nachhaltigkeitsberichterstattung_de
https://www.dihk.de/de/newsroom/newsletter/bericht-aus-bruessel/eu-kommission-verabschiedet-freiwilligen-standard-fuer-die-nachhaltigkeitsberichterstattung-184028
https://environment.ec.europa.eu/publications/implementing-act-establishing-technical-rules-eudr-information-system_en
https://environment.ec.europa.eu/publications/implementing-act-establishing-technical-rules-eudr-information-system_en
https://environment.ec.europa.eu/publications/implementing-act-establishing-technical-rules-eudr-information-system_en
https://green-forum.ec.europa.eu/publications/guidance-document-regulation-eu-20231115-deforestation-free-products_en
https://green-forum.ec.europa.eu/publications/guidance-document-regulation-eu-20231115-deforestation-free-products_en
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• löslicher Kaffee, 

• bestimmte Palmölderivate, 

• gefrorene Rinderzungen. 

Die Änderungen wurden von der Kommission anhand der 
im Staff Working Document beschriebenen Methodik be-
wertet.  

Zudem wird klargestellt, dass Proben sowie Produkte, die 
ausschließlich für Analysen, Untersuchungen oder Prüfun-
gen verwendet werden, nicht unter die EUDR fallen. Für 
bestimmte Produktkategorien werden zudem gezielte Aus-
nahmen eingeführt. 

Die neu aufgenommenen Produkte werden nach Angaben 
der Kommission erst ab dem 30. Dezember 2027 den An-
forderungen der EUDR unterliegen, um Unternehmen aus-
reichend Vorbereitungszeit zu ermöglichen. 

Der Delegierte Rechtsakt wird nun dem Europäischen Par-
lament und dem Rat zur Prüfung vorgelegt. Nach Ablauf 

der zweimonatigen Prüfungsfrist soll er im Dezember in 
Kraft treten. Es muss keine Zustimmung des Rates und des 
Parlamentes erfolgen. EP und Rat haben ein Widerspruchs-
recht, wofür allerdings eine qualifizierte Mehrheit notwen-
dig ist.  

Mit dem ebenfalls verabschiedeten Durchführungsrechts-
akt werden die technischen Rahmenbedingungen für das 
EUDR-Informationssystem festgelegt. Das aktualisierte 
System sieht unter anderem vereinfachte Erklärungen für 
Kleinst- und kleine Primärerzeuger sowie aktualisierte 
technische Spezifikationen für automatisierte Schnittstel-
len (APIs) vor. Weitere Funktionalitäten sollen zu einem 
späteren Zeitpunkt ergänzt werden. 

Das Informationssystem wurde Ende Juni wieder geöffnet. 
Die Kommission kündigte an, das System weiterzuentwi-
ckeln, die Dokumentation zu aktualisieren und ab Ende Juli 
2026 Schulungen für Unternehmen anzubieten. Quelle: 
DIHK vom 20.07.2026 

Hintergrundinformationen 

 PPWR: Verbund der Europäischen Nationalen Verpackungsregister (EUNR) veröffentlicht erste Leitlinie zu PPWR-

Rollen 

Das EUNR-Dokument weist darauf hin, dass bei »Verkaufs-
verpackungen« und »gruppierten Verpackungen« die Ver-
packung rechtlich erst mit dem Zeitpunkt der Befüllung be-
ginnt. Im Gegensatz dazu beginnt bei »Transport, Service 
und Primärverpackung«, die bereits in ihrer endgültigen 
Form (typischerweise starre Formate) liegt, die Lieferkette 
– und damit die Verantwortung des Produzenten – bereits 
mit der leeren Verpackung. Für »Transport, Service und Pri-
märverpackungen«, die erst beim Einfüllen ihre endgültige 
Form erreichen (meist flexible Formate), existiert die Ver-
packung rechtlich erst ab dem Zeitpunkt der Einfüllung. 

Diese Unterscheidung ist auch entscheidend für die Defini-
tion von »Hersteller«, da derjenige, der eine Verpackung 
hervorbringt, ebenfalls als Hersteller betrachtet wird. Was 
besonders hilfreich ist, ist die klare und präzise Sprache, in 
der der EUNR erklärt, wann Verpackungen tatsächlich 
»entstehen«. 

Derzeit sind 16 nationale Verpackungsregister Teil der 
EUNR und arbeiten an einer harmonisierten Auslegung von 
PPWR in der EU. Quelle: IHK Karlsruhe auf Basis DIHK vom 
17.07.2026 

 IHK-Empfehlungen zur Umsetzung der EU-Verpackungsverordnung 

Ab 12. August 2026 gilt die im Januar 2025 hier im EU-
Amtsblatt verkündete EU-Verpackungsverordnung 
(»PPWR«). Sie unterscheidet zwischen »Erzeugern« und 
»Herstellern« und legt eine Reihe von neuen Pflichten fest, 
deren Umsetzung zum Teil strittig ist. Die IHK Südlicher 

Oberrhein formuliert auf ihrer Seite pragmatische Hinweise 
zu den Themen: 

• Erzeuger | dessen Lieferant | Importeur in die EU 

• Hersteller 

  

https://www.risolva.de/
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https://www.eunr.org/national-members
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/abfall/neues-verpackungsgesetz/ppwr-verbund-der-europaeischen-nationalen-7120996
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202500040
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202500040
https://www.ihk.de/freiburg/unternehmen-beraten/umwelt-energie-und-klimaschutz/umwelt-und-ressourcen/abfall-und-kreislaufwirtschaft/verpackv-verkuendet-6801182
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 Neufassung der DIN EN 17463 (VALERI-Norm) 

Bei DIN Media ist die Neufassung der DIN EN 17463 mit Da-
tum vom Juli 2026 erschienen. Die vorliegende Ausgabe 
enthält gegenüber DIN EN 17463:2021-12 verschiedene Än-
derungen. Diese umfassen die Ergänzung eines Symbols in 

Abschnitt 4, Anpassungen mehrerer Tabellen, die Aktuali-
sierung der Literaturhinweise sowie redaktionelle Überar-
beitungen der Norm. 

 Bundesnetzagentur treibt Reform der Strom-Netzentgelte (»AgNes«) voran 

Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat ihren aktuellen Zwi-
schenstand zur Reform der Strom-Netzentgeltsystematik 
(AgNes) vorgestellt. Unternehmen sollten die geplanten 
Änderungen frühzeitig im Blick behalten, da insbesondere 
Großverbraucher, Erzeuger und Speicherbetreiber künftig 
mit einer neuen Kostenstruktur rechnen müssen. 

Ziel der Reform laut dem Zwischenstand von Ende Mai 
2026 ist eine grundlegende Neuordnung der Verteilung der 
rund 37 Milliarden Euro Stromnetzkosten. Laut Prognose 
der BNetzA werden sich diese bis 2035 nahezu verdoppeln. 

Zentral ist die künftige Trennung zwischen Entgelten zur 
Netzfinanzierung und solchen mit Lenkungswirkung (dyna-
mische Netzentgelte). Letztere sollen Flexibilität fördern, 
Redispatchkosten senken und perspektivisch ab 2030 für 
Speicher und ab 2033 für Erzeuger eingeführt werden. 

Für Haushalte bleibt die Systematik im Kern bestehen 
(Grund- und Arbeitspreis), allerdings mit verpflichtenden 
Grundpreisen und einer künftig etwas stärkeren Beteili-
gung von Prosumern an der Finanzierung. 

Für Industrie und Gewerbe mit einem Jahresverbrauch von 
mehr als 100.000 Kilowattstunden soll der bisherige Leis-
tungspreis künftig durch Kapazitätspreise ersetzt werden, 
wobei das Verhältnis zwischen Kapazitätspreis und Arbeits-
preis bisher noch unbekannt ist, aber entscheidend sein 
dürfte, um Flexibilität zu heben. Dabei gilt, je höher der Ka-
pazitätspreis und je geringer der Arbeitspreis, desto größer 
sollte der Flexibilitätsanreiz in Industrie und Gewerbe sein. 

Neu ist zudem die Einbeziehung von Speichern und Erzeu-
gern in die Netzfinanzierung über ein moderates Kapazi-
tätsentgelt im Rahmen der europäischen Höchstgrenze. 
Das Einspeiseentgelt für (neue) Erzeuger sowie Speicher 
soll zu Beginn voraussichtlich 4 bis 7 Euro/kW/Jahr betra-
gen, wobei Ausnahmen für Bestandsanlagen für 20 Jahre 
ab ihrer erstmaligen Inbetriebnahme gewährt werden sol-
len. 

Des Weiteren wird die Kostenverteilung zwischen Netzbe-
treibern und Spannungsebenen neu organisiert, wobei hö-
here Netzebenen verstärkt entlastet werden sollen. 

Der formelle Konsultationsprozess zum Festlegungsverfah-
ren startet im Sommer 2026 und soll bis zum Jahresende 
abgeschlossen sein. Die Umsetzung soll dann bis 2029 er-
folgen. 

Die Bundesnetzagentur plant, Anfang 2027 das Festle-
gungsverfahren zum Thema Industrienetzentgelte zu be-
ginnen sowie eine Standardisierung von Baukostenzu-
schüssen (BKZ) und Flexiblen Netzanschlüssen (FCA). 

Weitere Informationen u.a. in Form eines BNetzA-Hinter-
grundpapiers und Präsentationen finden Sie un-
ter https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pres-
semitteilungen/DE/2026/20260527_Agnes.html zusam-
mengestellt. Quelle: IHK Karlsruhe auf Basis BNetzA vom 
23.06.2026 

 IHK EnergieResilienzCheck – Ihre erste Standortbestimmung zur Energieversorgungssicherheit 

Mit dem »EnergieResilienzCheck« der IHK Karlsruhe be-
kommen Unternehmen eine erste Einschätzung zu ihrer 
Versorgungssicherheit. Füllen Sie die Felder im 

untenstehenden Fragebogen aus und erhalten Sie eine 
erste Bewertung Ihrer Energieversorgungssituation. Der 
Fragebogen wurde von der IHK Region Stuttgart 

https://www.risolva.de/
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/20260527_Agnes.html
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entwickelt. Der daraus resultierende »EnergieResilienz-
Check« dient Ihrer Orientierung und zeigt auf, wie gut Ihr 
Unternehmen auf mögliche Energieausfälle vorbereitet ist. 
Die IHK Karlsruhe steht ihren Mitgliedsunternehmen an-
schließend unterstützend zur Seite – bei der Interpretation 
der Ergebnisse und der Entwicklung eines individuellen 
Maßnahmenplans. Quelle: IHK Karlsruhe  

  Auch wenn Sie von der Unterstützung der IHK Karls-
ruhe nicht profitieren können, weil Sie bei einer anderen 
IHK »zuhause« sind, so gibt der Fragenkatalog dennoch ei-
nen guten Überblick, wo gegebenenfalls nachzujustieren 
ist. 

 Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG): Anpassungen zum 21. Juli 2026 

Die Bundesregierung setzt die Gebäudeförderung (BEG) 
auch unter den Rahmenbedingungen des neuen Gebäude-
modernisierungsgesetzes fort. Die Förderung wird jetzt 
noch sozial ausgewogener, effizienter und fokussierter aus-
gestaltet. 

Die Bundesregierung wird Sanierungen im Gebäudebereich 
auf Basis der reformierten BEG somit weiter umfassend fi-
nanziell unterstützen. Sanierungsmaßnahmen senken den 
Energieverbrauch und sind gleichzeitig gut für die Konjunk-
tur und den Klimaschutz. Die BEG wird daher in der be-
kannten Struktur, aber mit notwendigen Anpassungen, ab 
dem 21.07.2026 fortgeführt. Sie leistet dadurch weiterhin 
einen wichtigen Beitrag zur Verlässlichkeit und notwendi-
gen Planungssicherheit für die Bürgerinnen und Bürger und 
die Baubranche. 

Mit diesen Anpassungen bleibt die bestehende BEG-För-
derkulisse umfassend und stabil und richtet sich gleichzei-
tig auf neue Rahmenbedingungen und Marktentwicklun-
gen aus. An den Strukturen der BEG ändert sich nichts. Das 
heißt, auch weiterhin bleibt das BAFA in den bekannten 
Zuständigkeiten und Verfahren der richtige Ansprechpart-
ner. 

Bereits zugesagte (bewilligte) Anträge sind von der anste-
henden Änderung nicht betroffen. Die Förderung ist ver-
bindlich reserviert und wird auch gemäß den alten Förder-
bedingungen nach Umsetzung der Maßnahme ausgezahlt 
werden, wenn die Fördervoraussetzungen erfüllt sind. Be-
reits eingereichte Anträge werden zu den alten Förderbe-
dingungen geprüft und bei Einhaltung der Förderbedingun-
gen entsprechend zugesagt. Quelle: BAFA vom 09.07.2026 
(gekürzt) 

 Neue DGUV Publikationen 

Folgende DGUV Publikation(en) ist/sind neu: • DGUV Information 209-015 »Instandhaltung an Ma-
schinen und Anlagen« 

 • BG RCI Merkblatt V 007 »Angebote zu Verkehrssicher-
heit« 

• BVW-506 »Hilfestellung zu den ASTA-Empfehlungen 
zu Hitze und Kälte im Rahmen der ASR A5.1« 

• DGUV 22756 »Hautkrankheiten durch die Arbeit« 

• FBPSA-011 »Hörgeräteversorgung am Lärmarbeits-
platz - kombinierbare Systeme nach DGUV Grundsatz 
312-002 und aktuelle Entwicklungen« 

• FBVW-503 »Empfehlung zu Lüftungskonzepten an In-
nenraumarbeitsplätzen« 

• IFA 22897 »Innenraumarbeitsplätze: neue Erkennt-
nisse, neuer Report« 

https://www.risolva.de/
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/energie/ihk-energie-resilienz-check-7002212
https://www.bafa.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Energie/Effiziente_Gebaeude/20260709_beg.html
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https://mediencenter.bgrci.de/shop/produktportfolio_verkehr_01/detail
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https://publikationen.dguv.de/regelwerk/publikationen-nach-fachbereich/verwaltung/klima-am-arbeitsplatz/4508/fbvw-503-empfehlung-zu-lueftungskonzepten-an-innenraumarbeitsplaetzen?c=4
https://publikationen.dguv.de/forschung/ifa/aus-der-arbeit-des-ifa/5251/innenraumarbeitsplaetze-neue-erkenntnisse-neuer-report-aus-der-arbeit-des-ifa-nr.-0466
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 Führungskultur - Verhaltensorientierte Arbeitssicherheit 

Vorschriften erlassen ist einfach. Verhalten ändern nicht. 
Genau da setzt Behavior Based Safety (BBS) an: Statt Be-
schäftigten Vorgaben »hineinzuquatschen«, wie es Chris-
toph Bördlein von der TH Würzburg-Schweinfurt formu-
liert, arbeiten Teams gemeinsam heraus, warum unsiche-
res Verhalten überhaupt entsteht. Wer weiß, dass er den 
Handlauf nutzen sollte, tut es trotzdem oft nicht. BBS 
macht daraus eine bewusste, selbst getroffene Entschei-
dung, die dann beobachtet und protokolliert wird. 

Kern der Methode ist Wertschätzung statt Kontrolle. Wird 
Vereinbartes eingehalten, gibt es Lob. Wird es nicht einge-
halten, folgt ein lernorientierter Hinweis, keine Schuldzu-
weisung. Führungskräfte tragen dabei eine besondere Ver-
antwortung: Sie sollten selbst mit gutem Beispiel vorange-
hen, unabhängig davon, wer die Beobachtung konkret 
übernimmt. 

Nicht jeder Betrieb ist reif für BBS. Vorausgesetzt wird ein 
bereits funktionierender, organisierter Arbeitsschutz nach 
dem TOP-Prinzip, eine offene Fehlerkultur und der Rück-
halt der Geschäftsführung. Laut BAuA passt der Ansatz be-
sonders zu den Präventionstypen Standardsetzer, Do-it-y-
ourselfer und Fehlervermeider. Hans-Martin Prüße von der 
DGUV warnt zudem vor Selbstüberschätzung: BBS legt oft 
organisatorische Defizite offen, die dann tatsächlich bear-
beitet werden müssen. Wer die Präventionskultur im eige-
nen Betrieb vorab einschätzen will, findet dafür das Online-
Tool »KulturCheck« der DGUV. Originalartikel: Dana Jan-
sen, top eins vom 30.06.2026 

Der vollständige Artikel enthält zusätzlich die komplette 
Checkliste zur Eignungsprüfung sowie ein Interview mit 
Christoph Bördlein zu den verhaltenspsychologischen 
Grundlagen von BBS. 

 Newbies coachen Führungskräfte: So zahlt sich Reverse Mentoring aus 

Generationen leben heute in getrennten Bubbles, angetrie-
ben von der Digitalisierung. Wer seit Jahrzehnten in der 
Führungsetage etabliert ist, verliert leicht den Bezug zur 
Lebensrealität derer, die gerade erst in den Arbeitsmarkt 
einsteigen. Genau hier setzt Reverse Mentoring an: Nicht 
die Erfahrenen zeigen den Jungen, wo es langgeht, son-
dern umgekehrt. Leadership-Expertin Stefanie Voss hält 
das Format für vergleichsweise günstig, schnell umsetzbar 
und wirksamer als so manches teure Führungskräftesemi-
nar. 

Der eigentliche Gewinn liegt weniger im Wissen über neue 
Tools als im Kulturwandel. Das funktioniert nur, wenn sich 
eine gestandene Persönlichkeit tatsächlich darauf einlässt, 
von der Gen Z zu lernen. Führungskräfte bekommen dann 
etwas, das auf ihrer Karrierestufe Mangelware ist: ungefil-
tertes Feedback. Die jungen Mitarbeitenden wiederum er-
halten Einblick in strategische Fragen und bauen Netz-
werke auf. 

Die wichtigste Regel dabei ist: Kein Mentoring innerhalb 
der eigenen Abteilungsstruktur. Die disziplinarische Hierar-
chie blockiert jede Vertrauensbasis. Tandems sollten orga-
nisationsübergreifend gebildet werden, ohne tagtägliche 
Schnittstellen. Voss dazu: »Je diverser das Tandem ist, 

desto besser. Und wenn die Chemie nicht stimmt, lieber so-
fort abbrechen.« 

Wie weit sich das treiben lässt, zeigt ein mittelständischer 
Automobilzulieferer: Die Geschäftsführung installierte ei-
nen »Newbie-Aufsichtsrat«, in dem alle neuen Mitarbeiten-
den und Auszubildenden für die ersten sechs Monate auto-
matisch Mitglied waren. In moderierten Runden holte sich 
die Chefetage Feedback zu Prozessen, Strategien und 
Employer Brand. Das braucht allerdings eine geschützte 
Struktur, denn nicht jeder 17-jährige Azubi kritisiert den 
Vorstand aus dem Stand. 

Im Artikel werden die folgenden 5 Tipps für erfolgreiches 
Reverse Mentoring gegeben: 
1. Setzen Sie auf Freiwilligkeit. Ohne echte Offenheit und 

Interesse – besonders auf Seiten der Mentees – funkti-
oniert das Format nicht. 

2. Starten Sie klein. Beginnen Sie mit wenigen Tandems 
und sammeln Sie Erfahrungen, bevor Sie das Pro-
gramm ausweiten. 

3. Sorgen Sie für klare Strukturen. Definieren Sie Dauer, 
Termine und Ziele, damit sich alle Beteiligten gut ori-
entieren können. 

https://www.risolva.de/
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4. Messen Sie den Nutzen pragmatisch. Fragen Sie ge-
zielt nach konkreten Erkenntnissen, statt komplexe 
KPIs zu entwickeln. 

5. Bauen Sie Netzwerke auf. Pflegen Sie den Austausch 
über das Programm hinaus, um Wissen und Impulse 
langfristig im Unternehmen zu verankern. 

Originalartikel: Certo vom 13.07.2026 

Im Originalartikel gibt es auch ein Interview mit einem Tan-
dem der DZ BANK zur Frage, wie Reverse Mentoring in der 
Praxis abgelaufen ist: Ein Trainee und ein IT-Abteilungslei-
ter haben sich über ein halbes Jahr regelmäßig getroffen. 
Der rote Faden war Social Media. Und es gab einige Aha-
Momente auf beiden Seiten.  

 Zurück in den Job: Wiedereingliederung flexibel und individuell gestalten 

Nach längerer Krankheit wieder an den Arbeitsplatz zu-
rückzukehren, ist für viele Beschäftigte ein wichtiger 
Schritt. Mit einer stufenweisen Wiedereingliederung 
(STWE) soll diese Rückkehr schrittweise ermöglicht und die 
Arbeitsfähigkeit wieder aufgebaut werden. Daher ist sie ein 
zentraler Bestandteil des Betrieblichen Eingliederungsma-
nagements (BEM). In einer Studie hat die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) untersucht, wie 
die STWE in der Praxis von Beteiligten erlebt wird, was ihr 
Gelingen begünstigt und wo Verbesserungsbedarf besteht. 
Die Ergebnisse hat die BAuA im Bericht »Die stufenweise 
Wiedereingliederung (STWE) verbessern: Eine qualitative 
Studie aus Perspektive der zurückgekehrten Beschäftigten 
sowie betrieblichen Akteurinnen und Akteure« veröffent-
licht. 

In der Studie kamen zurückgekehrte Beschäftigte nach 
dem STWE-Prozess sowie betriebliche Akteurinnen und 
Akteure (BEM-Beauftragte, Führungskräfte, Personalver-
antwortliche) zu Wort. Die Ergebnisse zeigen: Alle Beteilig-
ten sehen die stufenweise Wiedereingliederung als zentra-
len und unverzichtbaren Bestandteil der Rückkehr nach 
längerer Krankheit. Entscheidend ist jedoch, dass sie sich 

an den Bedürfnissen, bestehenden Einschränkungen und 
Ressourcen der zurückkehrenden Beschäftigten orientiert. 
Inhalte und Steigerungsstufen müssen individuell ange-
passt und bei Bedarf flexibel verändert werden.  

Eine erfolgreiche STWE braucht mehr als einen guten Stu-
fenplan. Beschäftigte sollten dabei unterstützt werden, 
ihre gesundheitlichen Grenzen wahrzunehmen und zu 
kommunizieren. Zugleich sind die Unterstützung durch 
Führungskräfte, Teams und Fachpersonen sowie eine ge-
sundheitsgerechte Arbeitsgestaltung und ein gut organi-
siertes BEM wichtige Erfolgsfaktoren. Die stufenweise Wie-
dereingliederung sollte nicht als isolierte Einzelmaßnahme 
verstanden werden, sondern in eine gesundheitsorientierte 
Betriebskultur und bestehende Strukturen des betriebli-
chen Gesundheitsmanagements eingebettet sein.  

Der baua: Bericht »Die stufenweise Wiedereingliederung 
(STWE) verbessern: Eine qualitative Studie aus Perspektive 
der zurückgekehrten Beschäftigten sowie betrieblichen Ak-
teurinnen und Akteure« kann als PDF von der Internetseite 
der BAuA heruntergeladen werden: www.baua.de/publika-
tionen. Quelle: BAuA vom 20.07.2026 

 Gesund und motiviert bis in den Ruhestand 

Der demografische Wandel betrifft nicht nur die Altersver-
teilung in der Bevölkerung, sondern auch die Altersstruktur 
der Beschäftigten in Unternehmen. Daher sind der Erhalt 
und die Förderung der Arbeits- und Beschäftigungsfähig-
keit eine entscheidende Strategie für gesundes Älterwer-
den in der Arbeit. Mit dem Later Life Workplace Index 
(LLWI) hat die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (BAuA) ein Handbuch mit Fragebogen veröf-
fentlicht, mit dem Unternehmen und Organisationen den 

Umgang mit älteren Beschäftigten reflektieren und opti-
mieren können. Nun hat die BAuA eine Kurzversion des 
Fragebogens veröffentlicht. 

Wie auch die ausführliche Variante erfasst die Later Life 
Workplace Index Kurzversion (LLWI-SF) neun Themenbe-
reiche: Organisationsklima, Führung, Arbeitsgestaltung, 
Gesundheitsmanagement, Persönliche Entwicklung, Wis-
sensmanagement, Übergang in den Ruhestand, 

https://www.risolva.de/
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Weiterbeschäftigung nach Renteneintritt sowie Versiche-
rungen und Vorsorge. Die Länge des LLWI-SF-Fragebogens 
ist auf 29 Fragen reduziert worden (ausführlicher LLWI: 80 
Fragen). Daher eignet er sich als erstes Screening-Tool, um 
beispielsweise Bereiche für eine tiefgehende Analyse zu 
identifizieren. 

Neben der deutschen Sprache ist der Fragebogen auch in 
weiteren Sprachversionen verfügbar, z. B. auf Japanisch, 
Polnisch, Norwegisch oder Englisch. Der Fragebogen kann 
von allen Beschäftigtengruppen einer Organisation beant-
wortet werden und ist damit flexibel anwendbar. Auch die 
Art der Durchführung (Fragebogen auf Papier oder Online-
Umfragetool) kann flexibel angepasst werden. Quelle: 
BAuA vom 08.07.2026 

 Sind Kolleginnen versichert, wenn sie gemeinsam im Homeoffice arbeiten? 

Mobile Arbeit außerhalb des Betriebes ist für viele Beschäf-
tigte zur Normalität geworden. Manche arbeiten regelmä-
ßig im heimischen Büro – und sind dabei gesetzlich unfall-
versichert. Doch wie sieht es aus, wenn Beschäftigte von ei-
ner Kollegin oder einem Kollegen eingeladen werden, in 
deren Homeoffice zu kommen und zusammenzuarbeiten? 
Gilt für sie auch dort der Schutz der gesetzlichen Unfallver-
sicherung? 

Es kommt darauf an. 

Ja, Beschäftigte sind auch dann versichert, wenn sie ge-
meinsam im Homeoffice einer Kollegin oder eines Kollegen 
arbeiten. Der Versicherungsschutz greift grundsätzlich 

unabhängig davon, an welchem Ort Beschäftigte ihrer ver-
sicherten Tätigkeit nachgehen. Entscheidend ist nur, dass 
sie auch tatsächlich arbeiten. Der Weg zu der Kollegin oder 
dem Kollegen ist ebenfalls versichert, sofern der ausschlag-
gebende Grund des Treffens die gemeinsame Arbeit ist. 

Nein, wenn die versicherte Tätigkeit im Büro der Kollegin 
oder des Kollegen für eine private Tätigkeit unterbrochen 
wird – etwa für einen Spaziergang oder das Schauen einer 
Serie. Dann entfällt der Versicherungsschutz für diesen 
Zeitraum. Er greift erst wieder, wenn der oder die Beschäf-
tigte weiterarbeitet. Quelle: Arbeit & Gesundheit vom 
06.07.2026 

 Sichere Anlagen im digitalen Zeitalter 

Vernetzte Maschinen und Anlagen stehen vor einer doppel-
ten Anforderung: Sie müssen funktional sicher sein und 
gleichzeitig Cyberangriffen standhalten. Bislang wurden 
Safety und Security in Regelwerken und Praxis meist ge-
trennt behandelt. Ein Gutachten der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) schließt diese Lü-
cke und beschreibt erstmals ein konkretes Vorgehen für 
das sogenannte Safety-Security-Co-Engineering. 

Der Kern: Ein sequenzieller Ablauf ist praktikabel. Zunächst 
läuft das Safety-Engineering, danach das Security-Engine-
ering, anschließend werden beide Ergebnisse konsolidiert. 

Verbindendes Element ist ein gemeinsames Systemmodell, 
das schrittweise um Safety- und Security-Aspekte erwei-
tert wird. Ein Praxisbeispiel veranschaulicht das Verfahren, 
das sich sowohl für Hersteller als auch für Betreiber eignet. 

Das Gutachten benennt zugleich Lücken im bestehenden 
Regelwerk: Security-Anforderungen für Safety-Systeme 
sind in Normen bislang deutlich vager formuliert als etab-
lierte Safety-Anforderungen. Auch der Einsatz von KI wird 
als zweischneidig eingestuft. Die KI kann Angriffe erken-
nen, aber auch neue Angriffsflächen schaffen. Originalarti-
kel: BAuA vom 22.06.2026 

 BAuA »Handbuch Gefährdungsbeurteilung« aktualisiert 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) hat das »Handbuch Gefährdungsbeurteilung« 

aktualisiert. Das Nachschlagewerk bietet Orientierung für 
Fachleute im Arbeitsschutz und Unternehmen jeder Bran-
che. 

https://www.risolva.de/
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Die Aktualisierungen betreffen unter anderem fachliche 
bzw. konkretisierende Ergänzungen im Kapitel 9 »Psychi-
sche Gefährdungen« und Kapitel 6.4 »Optische Strahlung« 
hinsichtlich Blaulichtgefährdungen sowie die Aufnahme 
neuer Daten zur Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 
wie z. B. zum Unfallgeschehen und zur Arbeitszeitgestal-
tung in Deutschland. Des Weiteren erfolgte in allen Kapi-
teln eine umfangreiche Anpassung an neue technische Re-
geln, Schriften der Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung (DGUV) und Normen insbesondere zur Verwendung 
von Arbeitsstoffen und Arbeitsmitteln, zu Arbeitsumge-
bungsbedingungen (wie Lärm) und Schutzkleidung unter 
der Angabe aktueller Internetadressen.  

Das Handbuch nennt nicht nur die gesetzlichen Grundla-
gen, sondern konkrete Werkzeuge und Beispiele, um 

Gefährdungsbeurteilungen effizient und praxisnah durch-
zuführen. Es gliedert sich in drei Teile: 

• Teil 1 »Grundlagen und Prozessschritte« enthält grund-
legende Informationen und Empfehlungen zur Vorge-
hensweise.  

• Im zweiten Teil »Gefährdungsfaktoren« werden kon-
krete Gefährdungsfaktoren benannt, zum Beispiel me-
chanische Gefährdungen, Biostoffe oder psychische 
Faktoren.  

• Eine Datenbank mit Handlungshilfen wird in Teil 3 zur 
Verfügung gestellt.  

Die ersten beiden Teile des Handbuchs können als PDF von 
der Internetseite der BAuA heruntergeladen werden. 
Quelle: BAuA vom 27.05.2026 (gekürzt) 

 Müssen Beschäftigte schriftlich begründen, warum sie eine Sonnenbrille brauchen? 

Frage 
Ich arbeite häufig über viele Stunden ungeschützt im Son-
nenlicht. Als ich meinen Arbeitgeber um eine geeignete 
Sonnenbrille bat, forderte er mich zu einer schriftlichen, 
ausführlichen Begründung auf. Ist das wirklich meine Auf-
gabe? 

Antwort 
Es ist nicht Ihre Aufgabe, eine ausführliche schriftliche Be-
gründung für eine Sonnenbrille zu liefern. Vielmehr ist Ihr 
Arbeitgeber verpflichtet, eine Gefährdungsbeurteilung 
durchzuführen und bei Bedarf geeignete persönliche 
Schutzausrüstung (PSA) wie eine normgerechte Sonnen-

brille kostenfrei bereitzustellen. Grundsätzlich muss jeder 
Betrieb prüfen, ob UV-Strahlung oder Blendung bei den 
verschiedenen Tätigkeiten ein Risiko für die Augen darstel-
len. 

Er muss zuerst technische oder organisatorische Maßnah-
men priorisieren, etwa Abschattungen oder eine Verschie-
bung der Arbeitszeit. Erst danach kommt die PSA. Um Ih-
ren Arbeitgeber bei der Gefährdungsbeurteilung zu unter-
stützen, können Sie ihn auf potenzielle Gefahren hinwei-
sen, beispielsweise durch eine kurze Beschreibung Ihrer Ar-
beitsbedingungen. Quelle: Dr. Jürgen Winterlik, Leiter Sach-
gebiet Augenschutz der DGUV auf Arbeit & Gesundheit. 

 Erste Hilfe endet nicht beim Verbandkasten 

Ein Verbandkasten im Flur reicht nicht. Die BG ETEM erin-
nert Unternehmen daran, dass funktionierende Erste Hilfe 
mehr braucht: klare Zuständigkeiten, geschulte Ersthelfer 
und Abläufe, die im Ernstfall wirklich sitzen. 

Der Anlass ist nicht nur der klassische Arbeitsunfall. Herz-
Kreislauf-Notfälle nehmen mit einer älter werdenden Be-
legschaft zu, sagt Arno Siepe, Arbeitsmediziner im Fach-
kompetenzcenter Gesundheit im Betrieb der BG ETEM. Be-
schäftigte sollten wissen, wie sie reagieren und Hilfe orga-
nisieren. 

Fünf Punkte hält die BG ETEM für zentral.  
1. Ausreichend Ersthelfer benennen und qualifizieren, 

mit einer Ausbildung, die auf den betrieblichen Einsatz 
zugeschnitten ist, nicht nur mit dem Erste-Hilfe-Kurs 
vom Führerschein.  

2. Erste Hilfe sichtbar machen. Material, Rettungswege, 
Notfallkennzeichnungen und, wo sinnvoll, ein Defibril-
lator gehören dorthin, wo man sie im Stress auch fin-
det. Dazu aktuelle Notfallinformationen zu Ersthelfern, 
Durchgangsärzten und Krankenhäusern. 
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3. Üben statt nur dokumentieren. Wiederholte Schulun-
gen bauen Berührungsängste ab und stärken die Hand-
lungssicherheit, so Siepe.  

4. Beschäftigte zum Handeln ermutigen. Die Angst, im 
Notfall etwas falsch zu machen, ist verbreitet, aber un-
begründet. Ein Notruf oder einfache Maßnahmen kön-
nen bereits entscheidend sein. 

5. Das Thema präsent halten, über Plakate, Intranet oder 
kurze Unterweisungen. Denn Erste Hilfe funktioniert 
nicht als einmalige Pflichtübung, sondern nur, wenn sie 
im betrieblichen Alltag verankert bleibt. 

Wer die Rettungskette schon vor dem Notfall organisiert, 
gewinnt im Ernstfall genau die Sekunden, die zählen. Origi-
nalartikel: BG ETEM vom 14.07.2026 

 WEKA: Neue Brandklasse L für Brände von Lithium-Ionen-Batterien 

Im Januar wurde die neue ISO 3941:2026-01 »Brandklas-
sen« (Englischer Titel: »Classification of fires«) veröffent-
licht. Sie ersetzt die ISO 3941:2007-09 und schafft eine in-
ternationale Grundlage für die Klassifizierung von Bränden 
von Lithium-Ionen-Batterien. Deren bisherige Zuordnung 
zu den bestehenden Brandklassen A oder F bzw. die Klassi-
fizierung als elektrische oder Metallbrände gilt als nicht 
vollumfänglich zutreffend. Die Umsetzung der Brandklasse 
L in nationale Vorschriften sowie in Produkt- und Prüfnor-
men – beispielsweise für Feuerlöscher – steht noch aus. 

Die Brandklasse L umfasst Brände, die direkt oder indirekt 
durch Lithium-Ionen-Zellen und Batteriesysteme verur-
sacht werden. Die ISO 3941:2026-01 schafft eine 

international einheitliche Grundlage für die Bewertung die-
ser Brandgefahren und unterstützt Hersteller, Betreiber 
und Brandschutzverantwortliche bei der Entwicklung ge-
eigneter Schutzkonzepte. 

Für Brände der Brandklasse L werden zunehmend spezielle 
Löschmittel und Löschsysteme entwickelt, z. B. durch Zu-
satz von Additiven oder Löschgelen. 

Unternehmen sollten die weitere Entwicklung entspre-
chender Löschtechnik und deren Zulassung aufmerksam 
verfolgen. Mit der Übernahme der Brandklasse L in natio-
nale Regelwerke können sich zusätzliche Anforderungen 
und Pflichten ergeben. Quelle: WEKA vom 20.07.2026 

 Einflussfaktoren auf Sicherheit und Gesundheit an den Schnittstellen von Lieferketten 

Die Organisation von Arbeit in zunehmend komplexen Lie-
ferketten hat auf den ersten Blick wenig mit Arbeitsschutz 
zu tun. Erst seit Kurzem macht die relevante Forschung 
auch den Einfluss von Liefernetzwerken auf die Arbeitssi-
cherheit zu ihrem Gegenstand. Der vorliegende Beitrag 
stellt die Logistikbranche in den Fokus, deren Transport- 
und Lagerdienstleistungen jede Lieferkette überhaupt erst 
möglich machen. Zugleich ist die Logistik stark von teil-
weise mehrfachen Untervergaben betroffen. Im Rahmen 
eines Forschungsprojekts der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin (BAuA) werden die 

diesbezüglichen Prozesse und ihre Auswirkungen auf Si-
cherheit und Gesundheit untersucht, insbesondere an den 
Schnittstellen verschiedener Firmen, d. h. beim Be- und 
Entladen, aber auch in der dahinterliegenden Vertragskom-
munikation zwischen Verladern und Logistikern. Im Fol-
genden werden die wesentlichen theoretischen und empiri-
schen Grundlagen des Projekts vorgestellt.  

Dieser Artikel ist im Journal »sicher ist sicher«, Volume 77, 
Nr. 6, S. 264-272 erschienen. Quelle: BAuA 

 Wichtige Hinweise der DEHSt zum CBAM 

Die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) hat Unter-
nehmen, die Waren im Rahmen des Carbon Border Adjust-
ment Mechanism (CBAM) einführen, auf mehrere aktuelle 

Problemfelder hingewiesen. Im Fokus stehen die Zulassung 
als CBAM-Anmelder sowie Fehler bei der Nutzung von 

https://www.risolva.de/
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TARIC-Codes und Registriernummern. Unternehmen soll-
ten ihre Anträge und Zollprozesse daher zeitnah überprü-
fen. 

Zulassung als CBAM-Anmelder 
Nach Angaben der DEHSt sind weiterhin zahlreiche An-
träge auf Zulassung als CBAM-Anmelder nicht genehmigt. 
Hauptursache sind unvollständige Anträge oder fehlende 
Nachweise. Unternehmen sollten deshalb regelmäßig im 
CBAM-Register kontrollieren, ob weitere Dokumente oder 
Angaben angefordert wurden, und diese zeitnah nach-
reichen. Zwar funktionieren die E-Mail-Benachrichtigungen 
aus dem Portal inzwischen wieder, dennoch empfiehlt die 
DEHSt eine aktive Prüfung des Antragsstatus. Werden feh-
lende Unterlagen dauerhaft nicht ergänzt, können Anträge 
auch abgelehnt werden. 

Zollcodes: Datenqualität bislang mangelhaft 
Die bei der Zollanmeldung angegebenen TARIC-Codes und 
Registriernummern werden automatisch ins CBAM-Regis-
ter übernommen. Fehlerhafte Angaben erschweren dort 
die Einfuhrüberwachung und die Berechnung der benötig-
ten Zertifikate. Wichtig: Pro Warennummer darf nur ein 
Code verwendet werden. Konkret gilt: 

• Y128 gilt ausschließlich für bereits zugelassene CBAM-
Anmelder; wer nur über eine Antragsnummer verfügt, 
muss Y238 nutzen. 

• Y135 gilt nur für militärische Güter im engen Sinne der 
CBAM-Verordnung (siehe FAQ Ziffer 1.13 bzw. Ab-
schnitt 7 der aktualisierten Kommissions-FAQs). 

• Y137 greift nur innerhalb der 50-Tonnen-Bagatell-
schwelle. Achtung: Rückwaren aus Drittländern zählen 
zur Einfuhrmenge, auch wenn für sie keine CBAM-Zahl-
pflicht besteht. Eine Anpassung der Verordnung ist zum 
Jahresende vorgesehen, greift aber voraussichtlich erst 
Anfang kommenden Jahres. Im Zweifel sollte daher 
schon jetzt ein Antrag auf Anmelderzulassung gestellt 
werden. 

Unternehmen, die CBAM-pflichtige Waren importieren, 
sollten daher die Vollständigkeit des Zulassungsantrags, 
die korrekte Verwendung der TARIC-Unterlagencodes und 
Registriernummern sowie die Berücksichtigung von Rück-
waren bei der Mengenermittlung prüfen. Dies hilft, Verzö-
gerungen im Zulassungsverfahren und Fehler bei der Ein-
fuhrabwicklung zu vermeiden. Quelle: IHK Schwaben vom 
01.07.2026 

 
 
 
 

 

https://www.risolva.de/
https://www.ihk.de/schwaben/produktmarken/energie/aktuelles-zum-thema-energie/cbam-dehst-hinweise-7103826
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